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I. Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde Sibbesse
fiir das Haushaltsjahr 2023

Aufgrund des § 115 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat

der Rat der

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden

Gemeinde Sibbesse
Nachtragshaushaltssatzung beschlossen:

in der

§1

Sitzung

am 28.11.2023

folgende

Finanzhaushalts

die bisherigen Erhoht vermindert | und damit der
festgesetzten um um Gesamtbetrag
Gesamt- des Haushalts-
betrége plans
einschlieBlich
der Nachtrage
festgesetzt auf
- Euro - - Euro - - Euro - - Euro -
1 2 3 4 5
Ergebnishaushalt
ordentliche Ertrage 10.269.700 983.000 129.000| 11.123.700
ordentliche Aufwendungen 10.926.400 900.800 231.200| 11.596.000
aulerordentliche Ertrage 0 0 0 0
auRerordentliche Aufwendungen 0 0 0 0
Finanzhaushalt
Einzahlungen aus laufender 9.569.700 842.200 128.600| 10.283.300
Verwaltungstatigkeit
ARSZahNGEN SIS IBierCer 0.893.900|  827.700|  231.200| 10.490.400
Verwaltungstatigkeit
Einzahlungen fur Investitionstatigkeit 40.000 0 0 40.000
Auszahlungen fur Investitionstatigkeit 390.100 445.400 0 835.500
Einzahlungen fur Finanzierungstatigkeit 346.000 445.400 0 791.400
Auszahlungen fur Finanzierungstatigkeit 409.400 0 0 409.400
Nachrichtlich:
Gesamtbetrag der Einzahlungen des 9.955700| 1.287.600|  128.600| 11.114.700
Finanzhaushalts
Gesamtbelrag der Auszahlungen des 10693400 1.273.100|  231.200| 11.735.300
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§2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen fir Investitionen und
Investitionsférderungsmalnahmen (Kreditermachtigung) wird gegentiber der bisherigen
Festsetzung in Hohe von 346.000 € um 445.400 € erhéht und damit auf 791.400 € neu
festgesetzt.

§3

Verpflichtungsermachtigungen werden nicht veranschlagt.

§4

Der bisherige Hochstbetrag, bis zu dem Liquiditatskredite beansprucht werden darfen, wird
nicht verandert.

§5

Die Steuersatze (Hebesatze) werden nicht gedndert:

§6

Die Wertgrenze, bis zu der Uber- und auRerplanméRige Ausgaben gemaR § 117 Abs. 1
NKomVG als unerheblich angesehen werden, wird nicht geandert.

Sibbesse, den 28.11.2023

(il

(Kdhler)
Burgermeister
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Verkiindung der 1. Nachtragshaushaltssatzung 2023

Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung der Gemeinde Sibbesse fiir das
Haushaltsjahr 2023 wird hiermit verkiindet.

Die nach den §§ 120 Abs. 2 und NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den
Landkreis Hildesheim am 12.12.2023 unter Az.: (910) 15-14-10 erteilt worden.

Der Nachtragshaushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2i. V. m. § 115 Abs. 1 NKomVG

vom 03.01.2024 bis 12.01.2024

zur Einsichtnahme wahrend der Dienststunden im

Rathaus der Gemeinde Sibbesse
Lindenhof 1, Zimmer Nr. 6 / OG
31079 Sibbesse

offentlich aus.

Der Nachtragshaushaltsplan wird zusétzlich im Internet auf der Homepage der
Gemeinde Sibbesse bereitgestellt.

Sibbesse, den 15.12.2023
Ort, Datum

(ol

Gemeinde Sibbesse
Der Biirgermeister
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| GEMEINDE HOLLE

i Landkreis Hildesheim

Satzung liber die Erhebung von Kostenersatz und Gebiihren fiir
Dienst- und Sachleistungen der Freiwilligen Feuerwehr auBerhalb der
unentgeltlich zu erfiillenden Pflichtaufgaben fiir die Gemeinde Holle
(Feuerwehrgebiihrensatzung)

Aufgrund des § 10 des Niedersdchsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomvG)
in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. Seite 576}, zuletzt geandert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBI. S. 588), des § 29 des Niedersachsischen
Gesetzes Uber den Brandschutz und die Hilfeleistung der Feuerwehr (Niedersachsisches
Brandschutz-gesetz - NBrandSchG) in der Fassung vom 18.07.2012 (Nds. GVBI. 2012,
Seite 269), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 29.06.2022 (Nds. GVBI.
S. 405), sowie der §§ 2, 4 und 5 des Niedersdchsischen Kommunalabgabengesetzes
(NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. 2017, Seite 121), zuletzt gedndert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022, hat der Rat der Gemeinde Holle in seiner
Sitzung am 30.11.2023 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Allgemeines

Fur Einsatze und Leistungen der Feuerwehr aufterhalb der unentgeltlich zu erfiillenden
Pflichtaufgaben werden Gebdhren nach § 29 Abs. 2 und 3 NBrandSchG nach Maligabe
dieser Satzung erhoben. Die &ffentliche Einrichtung Feuerwehr der Gemeinde Holle wird
durch die Satzung fir die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Holle, in der jeweils glilti-
gen Fassung, festgelegt.

§2

Gebiihrenpflichtige Einsatze und Leistungen der Feuer

(1) Nach § 29 Abs. 2 Nr. 1 - 7 NBrandSchG werden Gebuhren und Auslagen von den
Verpflichteten erhoben

1. fiir Einsatze nach § 29 Abs. 1 NBrandSchG,

a) die verursacht worden sind durch vorsétzliches oder grob fahrlassiges
Handeln oder

b) bei denen eine Gefdhrdungshaftung besteht, insbesondere

aa) durch den Betrieb von Kraftfahrzeugen oder von Anhangem, die dazu
bestimmt sind, von einem Kraftfahrzeug mitgefuhrt zu werden, von

Seite1von 6
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Luft- oder Wasserfahrzeugen oder von Schienenbahnen, auf’er in Fal-
len héherer Gewalt, oder

bb) durch die Beférderung von oder den sonstigen Umgang mit Gefahr-
stoffen fir gewerbliche oder militdrische Zwecke, auller in Fallen ho-
herer Gewalt,

flr Einsatze, die von einem in einem Kraftfahrzeug eingebauten System zur

Absetzung eines automatischen Notrufes oder zur automatischen

Ubertragung einer Notfallmeldung verursacht wurden und bei denen weder

ein Brand oder ein Naturereignis vorgelegen hat noch eine Hilfeleistung zur
Rettung eines Menschen aus akuter Lebensgefahr notwendig war,

fir Einsatze, die durch das Auslosen einer Brandmeldeanlage verursacht
wurden, ohne dass ein Brand vorgelegen hat,

flr die Stellung einer Brandsicherheitswache nach § 26 NBrandSchG,

fur andere als die in § 29 Abs. 1 NBrandSchG genannten Einsatze, die dem
abwehrenden Brandschutz oder der Hilfeleistung dienen, und

far freiwillige Einsatze und Leistungen.

Zu den freiwilligen Einsétzen nach Nr. 6 gehdren insbesondere:

a) Beseitigung von Olschaden und sonstigen umweltgefahrdenden oder ge-
fahrlichen Stoffen,

b) Turéffnung bei Gebduden, Wohnungen, Aufzigen, etc., einschiielllich
Material,

c) zeitweise Uberlassung von Fahrzeugen, Lésch-, Rettungs-, Beleuch-
tungs- und sonstigen Hilfsgeraten,

d) Einfangen, Transport und Inobhutnabme von Tieren,
e) Auspumpen von Raumen, z.B. Kellern,

f) Mitwirkung bei Raum- und Aufraumarbeiten,

g) Absicherung von Gebauden und Gebaudeteilen,

h) Gestellung von Feuerwehrkraften und evtl. weiterem technischen Gerat
in anderen Fallen,

i) Tragehilfen fiir den Rettungsdienst und anderen Einrichtungen, aufder der
Rettung von Menschen aus akuter Lebensgefahr,

j} Beseitigung von Sturm- und Unwetterschaden.

(2} Geblhren fir nach § 29 Abs. 1 NBrandSchG unentgeliliche Einsatze werden bei ei-
ner Brandbekampfung oder Hilfeleistung in einem Gewerbe- oder Industriebetrieb flr
eingesetzte Sonderldschmittel oder Sondereinsatzmitte! und ihre Entsorgung erho-
ben. Gleiches gilt flr die Entsorgung bei einer Brandbekampfung in einem Gewerbe-
oder Industriebetrieb mit Schadstoffen belastetes | dschwasser. Sofern in den Fallen

Seite 2von 6
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der Satze 1 und 2 fur die Gemeinde Holle Kosten Dritter anfallen, werden diese als
Auslagen erhoben.

Soweit flr Einsdtze und Leistungen nach Abs. 1 Kostenersatz nach § 30 Abs. 1 Satz
2 NBrandSchG zu leisten ist, werden diese neben der Gebuhr als Auslagen nach §
4 NKAG i.V.m. § 13 Niedersachsisches Verwaltungskostengesetz (NVwKostG) erho-
ben.

§3

Gebuhrenschuidner

Die Gebthrenschuldnerin bzw. der Geblhrenschuldner bei Leistungen nach § 2
dieser Satzung bestimmt sich nach § 29 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 NBrandSchG.
Bei Einsatzen, die durch eine Brandmeldeanlage ausgeldst wurden, ohne dass ein
Brand vorgelegen hat, bestimmt sich die Geblihrenschuldnerin bzw. der Gebiihren-
schuidner nach § 29 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 NBrandSchG. Satz 2 gilt fir Brand-
sicherheitswachen und Anlagenbetreiber gem. § 29 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 3
NBrandSchG entsprechend.

Wird ein Einsatz von mehreren Personen in Anspruch genommen, so ist jeder zah-
lungspflichtig. Mehrere Zahlungspflichtige haften jedoch als Gesamtschuldner.

§4

Gebiihrentarif und -héhe

GebUhren werden nach MalRgabe des als Anlage 1 beigefugten Gebihrentarifes er-
hoben. Die Anlage 1 ist Bestandteil der Satzung. Soweit Leistungen der Umsatz-
steuer unterliegen, tritt zu den im Gebuhrentarif festgesetzten Geblihren die Umsatz-
steuer in der im Umsatzsteuergesetz jeweils festgelegten Hohe hinzu.

Grundlage der GebGhrenberechnung ist die Art, Anzahl und Zeit der Inanspruch-
nahme von Personal, Ausristung, Gerate und Fahrzeugen. Bei der Berechnung gilt,
sofern nicht feste Betrage festgelegt sind, jede angefangene halbe Stunde erst ab
der funften Minute als halbe Stunde und volle Stunden gelten erst ab der 35. Minute
als volle Stunden. Als Mindestbetrag wird die Gebilhr fiir eine halbe Stunde erhoben.
MaRgeblich fur die Gebilhrenrechnung ist der Zeitraum vom Ausrticken der Feuer-
wehr aus dem Feuerwehrhaus zum Einsatz bis zum Einrticken nach Einsatzende und
nach Abschluss von Rist- oder Nachbereitungszeiten.

Die Gebuhr wird bei offensichtlich unnétig hohem Einsatz an Personal und Fahrzeu-
gen auf der Grundlage der fur die Leistungserbringung erforderlichen Einsatzkosten
berechnet.
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(4) Verbrauchsmaterial (z. B. Olbindemittel, Schaumbildner, Léschpulver usw.) wird

(1)

nach der verbrauchten Menge und zum jeweiligen Preis der Wiederbeschaffung be-
rechnet.

Bei Inanspruchnahme anderer Feuerwehren oder Dritter (z.B. Reinigungs- oder Ent-
sorgungsbetriebe, Bauunternehmen) wird der tatséchliche Aufwand berechnet.

§5
Entstehen der Gebiihrenpflicht und -schuld

Die Gebulhrenpflicht entsteht mit dem Ausrucken der Feuerwehr aus dem Feuerwehr-
haus. Dies gilt auch dann, wenn nach dem Ausriicken von Feuerwehrkraften der Ge-
buhrenpflichtige auf die Leistung verzichtet oder sonstige Umstande die Leistung un-
méglich machen, soweit die Unméglichkeit nicht von Angehdrigen der Feuerwehr zu
vertreten ist.

Die Gebihrenschuid entsteht mit dem Einrlicken der Feuerwehr in das Feuerwehr-
haus, wenn die Nachbereitung der Fahrzeuge erfolgt ist bzw. mit der Riickgabe der
Geréate. Sollten in Verbindung mit dem Einsatz umfangreiche Reinigungsarbeiten
hach dem Einsatz erforderlich sein, sind diese Arbeiten Bestandteil dieser Geblih-
renschuld und werden nach dem tatsachlichen Aufwand abgerechnet.

§6
Veranlagung, Falligkeit und Beitreibung

Die Geblihr wird durch Bescheid festgesetzt und ist innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe féllig, wenn nicht ein spaterer Zeitpunkt bestimmt wird.

Abschlage auf die endglltig zu erwartende Gebuhrenschuld kénnen im Einzelfall vor
der Leistungserbringung gefordert werden. Die Hohe des Abschlags bemisst sich
nach der im Einzelfall in Anspruch zu nehmenden Leistung, hilfsweise nach der In-
anspruchnahme in vergleichbaren Fallen.

Die Geblhrwird im Verwaltungszwangsverfahren nach dem Niedersachsischen Ver-
waltungsvollstreckungsgesetz vollstreckt.

§7

BilligkeitsmaBnhahme

Von der Gebiihrenerhebung kann abgesehen werden, wenn dieses eine unbillige Harte
dar-stellen wirde. Die Feststellung einer unbilligen Harte richtet sich nach den
allgemeinen Grundsatzen des NKAG.

Seite 4 von 6
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§8
Haftung

Die Gemeinde Holle haftet nicht fir Personen- und Sachschaden, die durch die

Benutzung von zeitweise Uberlassenen Fahrzeugen oder Geraten entstehen, wenn und
soweit die Ange-horigen der Feuerwehr diese nicht selbst bedienen.

§9

Inkrafttreten

(1) Die Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die bis dahin gliltige Satzung Uber die Erhebung von Kostenersatz
der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Holle aulderhalb der unentgeltlich zu erfil-
lenden Pflichtaufgaben vom 11.06.2020 in der zuletzt gultigen Fassung auler Kraft.

Hinweis nach § 10 Abs. 2 NKomVG:

Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die im
NKomVG enthalten oder aufgrund dieses Gesetzes erlassen worden sind, zustande
gekommen, so ist diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb
eines Jahres seit Verkindung der Satzung gegenuber der Kommune geltend gemacht
worden ist. Dabei sind die verletzte Vorschrift und die Tatsache, die den Mangel ergibt,
zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften Gber die Genehmigung oder die
Verkundung der Satzung verletzt worden sind.

Holle, den 30.11.2023
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Anlage 1

Kosten- und Gebiihrentarif gem. § 4 der Satzung liber die Erhebung von Kostener-
satz und Gebiihren fiir Dienst- und Sachleistungen der Freiwilligen Feuerwehr au-
Rerhalb der unentgeltlich zu erfiillenden Pflichtaufgaben fiir die Gemeinde Holle
(Feuerwehrgeblihrensatzung) vom 30.11.2023

S T i

Iv.

Personaleinsatz

je Einsatzkraft (je angefangene 30 Minuten) 36,00 €

Einsatz von Fahrzeugen {(ohne Personal)

Einsatzleitwagen (ELW) 39,00 €
Léschgruppenfahrzeug (LF) / Hilfeleistungsléschfahrzeug (HLF) 437,00 €
Tankloschfahrzeug (TLF) 645,00 €
Tragkraftspritzenfahrzeug (TSF/TSF-W) 276,00 €
Mannschaftstransportwagen (MTW) 43,00 €
Schlauchwagen f. Katastrophenschutz (SW KatS) 142,00 €

Verbrauchsmaterialien / Sonstige Kosten

Die Kosten fur Ldosch- und Bindemittel sowie sonstige Verbrauchsmaterialien, ein-
schliellich anfallender Entsorgungs- oder Reinigungskosten, sind in tatsachlich an-
gefallener Héhe bzw. zum jeweiligen Tagespreis zu erstatten.

Dies gilt auch fur Aufwendungen der Gemeinde Holle, fir die im Gebilihrenverzeich-
nis keine Geblihr festgelegt ist.

Unfugalarm und Einsatz bei Fehlalarm an / durch Brandmeldeanlagen

Tatsachliche Abwesenheit des eingesetzten Personals nach |. und tatsachliche
Abwesenheit der eingesetzten Fahrzeuge nach Il.
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FB 61 Hildesheim, den 8. Dezember 2023

Zur Veroéffentlichung im Amtsblatt fiir den Landkreis Hildesheim:

Bekanntmachung der Stadt Hildesheim

Inkrafttreten der 1. Anderung
des Bebauungsplans OS 286
und der 1. Anderung der értlichen Bauvorschrift OS 286
»Eichholz*

Der Rat der Stadt Hildesheim hat in seiner Sitzung am 27.11.2023 den o.g. Bebauungsplan
und die 6rtliche Bauvorschrift gemal § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 84 Abs. 4
Niederséachsische Bauordnung (NBauO) als Satzung beschlossen.

Der Bebauungsplan und die ortliche Bauvorschrift einschlieBlich der Begrindung kénnen
wahrend der Dienstzeiten im Fachbereich Stadtplanung und Stadtentwicklung der Stadt
Hildesheim, Verwaltungsgebdude Markt 3, 4. Obergeschoss, Zimmer-Nr. C 406, Telefon-Nr.
05121/301-3038 und dariber hinaus auf www.stadt-hildesheim.de/bplan von jedem
eingesehen werden. Jeder kann Uber den Inhalt des Bebauungsplans und der 6rtlichen
Bauvorschrift Auskunft verlangen.

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. Anderung des Bebauungsplans OS 286 und die 1.
Anderung der &rtlichen Bauvorschrift OS 286 ,Eichholz* in Kraft.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter
Berlicksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften Gber das
Verhaltnis des Bebauungsplans zum Flachennutzungsplan und nach § 214 Abs. 3 Satz 2
BauGB beachtliche Mangel des Abwagungsvorgangs unbeachtlich werden, wenn sie nicht
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenuber der
Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begriindenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB, iber die
Entschadigupg von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermdégensnachteilen sowie
ligkeit und das Erléschen entsprechender Entschadigungsanspriche wird

Dey Oberburgermeister
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Bebauungsplan OS 286, 1.Anderung

Im Bruhle

Grenze des Geltungsbereichs A

-

IN

Stadt Hildesheim

M.1:5000

07/2023

Stadtplanung und Stadtentwicklung
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Bebauungsplan OS 286, 1.Anderung

Steinberg

Grenze des Geltungsbereichs B
"Ausgleichsflache Gemarkung Hildesheim"

Stadt Hildesheim
Stadtplanung und Stadtentwicklung 07/2023 M.1:5000
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2. Satzung zur Anderung der Satzung der Gemeinde Algermissen iiber die Gewahrung von
Aufwandsentschidigungen , Auslagenersatz und Verdienstausfall (Entschddigungssatzung)

Aufgrund der §§ 10, 44 und 55 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom
17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 2023 (Nds.
GVBI. S.111) hat der Rat der Gemeinde Algermissen in seiner Sitzung am 11.12.2023 folgende 2.
Satzung zur Anderung der Satzung der Gemeinde Algermissen iiber die Gewihrung von
Aufwandsentschddigungen,  Auslagenersatz und  Verdienstausfall (Entschadigungssatzung)
beschlossen :

Artikel |

§ 2(2) erhdlt folgende Fassung :
(2) Neben den Betragen nach Absatz 1 erhalten als monatliche Aufwandsentschadigung:
a)die stellvertretenden Biirgermeister ! die stellvertretenden Biirgermeisterinnen je 87,50 £

b)die Fraktions- und Gruppenvorsitzenden je 75,00 €. Bei gleichzeitiger Wahrnehmung beider
Funktionen wird die zustehende Aufwandsentschddigung nur einmal gezahlt .

Ratsfrauen und Ratsherren, die Aufwandsentschddigungen nach diesem Absatz erhalten und
Aufwendungen fiir Kinderbetreuung nachweisen, erhalten eine um 25 v.H. erhéhte
Aufwandsentschadigung nach diesem Absatz.

Artikel Il

§ 3 (2) erhilt folgende Fassung :

(2) Daneben erhalten Ratsfrauen und Ratsherren sowie Ortsratsmitglieder individuell fir maximal 20
Fraktions- und / oder Gruppensitzungen ein Sitzungsgeld von 15,00 € je Sitzung .

Artikel

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.10.2023 in Kraft.

Algermissen, den 11.12.2023

S
Biirgermeister
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2. Satzung zur Anderung der Satzung der Gemeinde Algermissen iiber die Entschiidigung von
Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr

Aufgrund des § 10 des Niedersichsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010
(Nds. GVBL. 5. 576), zuletzt gedndert durch Gesetzes vom 24. Oktober 2019 (Nds. GVBI. S. 309} und der
§§ 1 und 2 des Niedersachsischen Brandschutzgesetzes (NBrandSchG) vom 20. Mai 2019 (Nds. GVBI.
S. 88), hat der Rat der Gemeinde Algermissen in seiner Sitzung am 11.12.2023 folgende 2. Satzung zur
Anderung der Satzung der Gemeinde Algermissen Uber die Entschadigung von Mitgliedern der
Freiwilligen Feuerwehr beschlossen:

Artikel |

1. §1(2) wird wie folgt gedndert:

(2) Sonstige Funktionstriger der Freiwilligen Feuerwehr erhalten eine monatliche Auf-
wandsentschadigung in folgender Héhe:

a) die/ der Sicherheitsheauftragte der Freiwilligen

Feuerwehr der Gemeinde 20,00 €
b) die Geritewarte /-innen, je gemeindeeigenes Fahrzeug 15,00 €
c) die / der Gemeindejugend- oder Gemeindekinderfeuerwehr-

wart /-in 25,00€
d)  die Ortsjugend- oder Ortskinderfeuerwehrwart / -in , je 20,00 €
e) die/ der jeweilige Stellvertreter/ -in der ehrenamtlich

Tatigkeiten zu c.) und d.) 10,00 €
e) die / der Gemeindeausbilder / -in 20,00 €
f) die / der Betreuer / -in der Gemeindekleiderkammer 15,00 €

Artikel Il

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.

Algermissen, den 11.12.2023

Gemeinde Algermissen g

Schmidt

Biirgermeister
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Friedhofsordnung (FO )‘

fir die Betriebsgemeinschaft der Friedhofe in Bliltum, Hary, Ilde, Nette, Stoéry und
Upstedt
der Ev.-luth.Trinitatiskirchengemeinde Im Ambergau

Gemé&B § 4 der Rechtsverordnung Uber die Verwaltung kirchlicher Friedhéfe
(Friedhofsrechtsverordnung) vom 13, November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) hat
der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Trinitatiskirchengemeinde Im Ambergau am
01.12.2023 folgende Friedhofsordhung beschlossen:

Der Friedhof ist die Statte, an der die Verstorbenen zur letzten Ruhe gebettet werden.
Er ist mit seinen Grabern ein sichtbares Zeichen der Vergdnglichkeit des Menschen. Er
ist zugleich ein Ort, an dem die Kirche die Botschaft verklindet, dass Christus dem
Tode die Macht genommen hat und denen, die an ihn glauben, das ewige Leben geben
wird. Aus dieser Erkennthis und in dieser Gewissheit erhalten Arbeit und Gestaltung
auf dem Friedhof Richtung und Weisung,

Inhaltsiibersicht

I. Allgemeine Vorschriften

§ 1 Geltungsbereich und Friedhofszweck
§ 2 Friedhofsverwaltung _
§ 3 SchlieBung und Entwidmung

II. Ordnungsvorschriften

§ 4 Offnungszeiten
§ 5 Verhalten auf dem Friedhof
8§ 6 Dienstleistungen

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften

§ 7 Anmeldung einer Bestattung

§ 8 Beschaffenheit von Sargen und Urnen
§ 9 Ruhezeiten

§ 10 Umbettungen und Ausgrabungen

IV. Grabstdtten

11 Allgemeines

12 Reihengrabstatten

13 Wahlgrabstatten

14 Pflegefreie Rasenreihengrabstatten in Blltum und Ilde

14 a Pflegefreie Rasenreihengrabstétten in Hary und Ilde

14 b Pflegefreie Rasenreihengrabstatten in Nette und Upstedt
14 c Pflegefreie Rasenwahlgrabstatten in Nette

15 Baumgrabstétten in Ilde, Nette und Upstedt

16 Rlickgabe von Wahlgrabstatten

17 Bestattungsverzeichnis

§
§
§
§
§
§
§
§
§
§

V. Gestaltung von Grabstitten und Grabmalen

§ 18 Gestaltungsgrundsatz
§ 19 Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen und anderen Anlagen
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V1. Anlage und Pflege von Grabstétten

§ 20 Allgemeines
§ 21 Grabpflege, Grabschmuck
§ 22 Vernachldssigung

VII. Grabmale und andere Anlagen

§ 23 Errichtung und Anderung von Grabmalen

§ 24 Mausoleen und gemauerte Grifte

§ 25 Entfernung

§ 26 Kinstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale

VIII. Leichenrdume und Trauerfeiern

§ 27 Leichenhalle
§ 28 Benutzung der Friedhofskapelle

IX. Haftung und Gebiihren

§ 29 Haftung
§ 30 Geblihren

X. Schlussvorschriften

§ 31 Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

I. Aligemeine Vorschriften
§1

Geltungsbereich und Fi-iedhofszweck

(1) Diese Friedhofsordnung gilt fur die Friedhofe der Ev.-luth.
Trinitatiskirchengemeinde Im Ambergau in ihren jeweiligen Gréf3en. Die Friedhofe
bestehen aus folgenden Teilen:

a)

b)

Der Friedhof in Blltum umfasst zur Zeit die Flurstlicke 154/2 und 60/3 Flur _2
Gemarkung BUltum in GréBe von insgesamt 0,3842 ha. Eigentimerin der
Flurstiicke ist die Ev.-luth. Trinitatiskirchengemeinde Im Ambergau.

Der Friedhof in Hary umfasst zur Zeit die Flurstiicke 24/2, 44/3 und 46/7, Flur
2 Gemarkung Hary in GrdBe vom insgesamt 0,422 ha. EigentUmerin der
Flurstilicke ist die Ev.-luth. Trinitatiskirchengemeinde Im Ambergau. ‘

Der Friedhof in Ilde umfasst zur Zeit das Flurstlick 1, Flur 1 Gemarkung Grof
Ilde in einer GréBe von insgesamt 0,226 ha.

Der Friedhof in Nette umfasst zur Zeit eine Teilflache des Flurstiicks 8, Flur 14
der Gemarkung Oberes Feld in einer GréBe von insgesamt 0,380 ha.

Der Friedhof in Story umfasst zur Zeit das Flurstiick 61/1, Flur 2 der
Gemarkung Story in einer GroBe von insgesamt 0,132 ha.
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f) Der Friedhof in Upstedt umfasst zur Zeit das Flurstlick 138/2, Flur 2 Gemarkung
Kleines Feld in GroBe von insgesamt 0,16 ha.

(2) Der Friedhof dient der Bestattung der Personen, die bei ihrem Ableben ihren
Wohnsitz in der Ev.-luth, Kirchengemeinde Trinitatis Im Ambergau/der Stadt
Bockenem in den Ortsteilen Blltum, Hary, Ilde, Nette, Stéry und Upstedt

hatten, sowie derjenigen, die bei ihrem Tode ein Recht auf Bestattung in einer
bestimmten Grabstétte besaBen. Der Friedhof dient auch der Bestattung von
Fehlgeborenen und Ungeborenen i.S.d. Niedersachsischen Bestattungsgesetzes.

(3) Andere Bestattungen bedlrfen der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwal-
" tung.

§2

Friedhofsverwaltung

(1) Der Friedhof ist eine unselbstandige Anstalt des &ffentlichen Rechts. Er wird vom
Kirchenvorstand verwaltet (Friedhofsverwaltung). '

(2) Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser'Friedhdfsordnung sowie den
sonstigen kirchlichen und staatlichen Vorschriften.

(3) Mit der Wahrnehmung der Friedhofsverwaitung kann der Kirchehvorstand einzelne
Personen, einen Ausschuss oder eine kirchliche Verwaltungsstelle beauftragen.

(4) Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammenhang mit einer Bestattung,
Verleihung, Verlangerung oder Ubertragung des Nutzungsrechts an einer Grabstétte,
einer Anzeige zur Errichtung eines Grabmals oder anderer Anlagen, dem Té&tigwerden
von Dienstleistungserbringern sowie mit der Erhebung von Gebilhren und Entgelten
dirfen flr den jeweiligen Zweck erhoben, verarbeitet und genutzt werden.

§3

SchlieBung und Entwidmung

(1) Der Friedhof, einzelne Friedhofstéile und einzelne Grabstétten kénnen aus einem
wichtigen Grund beschrankt geschlossen, geschlossen und entwidmet werden.

(2) Nach der beschrankten SchlieBung dirfen keine neuen Nutzungsrechte mehr
verliehen werden. Eine Verlangerung von bestehenden Nutzungsrechten darf lediglich
zur Anpassung an die Ruhezeit erfolgen. Bestattungen dirfen nur noch in Grabstatten
stattfinden, an denen im Zeitpunkt der beschrdnkten SchlieBung noch Nutzungsrechte
bestehen, sofern die Grabstatten noch nicht belegt sind oder sofern zu dem genannten
Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelaufen waren. Grabstellen, an denen die Ruhezeit nach
dem Zeitpunkt der beschrankten SchlieBung ablduft, dlirfen nicht neu belegt werden.
Eingeschrankt werden kann auch der Kreis der Bestattungsberechtigten. Ausnahmen
von dieser Einschrankung kann die Friedhofsverwaltung im Einzelfall zur Vermeidung
unbilliger Harten bei bestehenden Nutzungsrechten zulassen.

(3) Nach der SchlieBung diirfen Bestattungen nicht mehr vorgenommen werden.

(4) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestatte der Verstorbenen
aufgehoben. Die Entwidmung wird erst ausgesprochen, wenn keine Nutzungsrechte
mehr bestehen, samtliche Ruhezeiten abgelaufen sind und eine angemessene Pie-
tatsfrist vergangen ist.
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II. Ordnungsvorschriften
§4

Offnungszeiten
(1) Der Friedhof ist tagsuber flr den Besqch gedffnet,

(2) Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teilweise flir den Besuch
voriibergehend geschlossen werden.

(3) Die Friedhofswege werden im Winter nicht geraumt und gestreut.

§5
Verhalten auf dem Friedhof

(1) Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Wirde des Ortes entsprechend zu
verhalten und AuBerungen, die sich in verletzender Weise gegen den christlichen
Glauben oder die evangelische Kirche richten, zu unterlassen. Die Anordnungen des
Friedhofspersonals sind zu befolgen. Die Friedhofsverwaltung kann Personen, die der
Friedhofsordnung zuwiderhandeln, das Betreten des Friedhofs untersagen.

(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet:

a) die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen, Inlinern, Skateboards aller Art -
ausgenommen Kinderwagen, Rollstihle, Handwagen sowie Fahrzeuge der
Friedhofsverwaltung und der flr den = Friedhof zugelassenen
Dienstleistungserbringer - zu befahren,

b) Waren aller Art zu verkaufen sowie Dienstleistungen anzubieten,

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Ndhe einer Bestattung storende Arbeiten
auszufiihren, ' :

d) Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen, auBer zu privaten Zwecken, zu erstellen
und zu verwerten,

e) Druckschriften und andere Medien (z.B. CD, DVD) zu verteilen, ausgenommen
Drucksachen, die im Rahmen der Bestattungsfeier notwendig und Ublich sind,

fy Abraum und Abfélle auBerhalb der daflr bestimmten Stellen abzulagern oder
mitgebrachten Unrat zu entsorgen,

g) fremde Grabstatten und die Friedhofsanlagen auBerhalb der Wege zu betreten, zu
-beschéadigen oder zu verunreinigen,

h) Hunde unangeleint mitzubringen.

(3) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit die Interessen Anderer
nicht beeintrachtigt werden.

(4) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedtirfen der vorherigen Zustimmung
der Friedhofsverwaltung.
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§6

Dienstleistungen

(1) Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, Gartner, Bestatter usw.) haben die
fir den Friedhof geltenden Bestimmungen zu beachten.

(2) Tatig werden durfen nur solche Dienstleistungserbringer, die fachllch geeignet und
in betrieblicher und personeller Hinsicht zuverlassig sind.

(3) Dienstleistungserbringern kann die Auslbung ihrer Tatigkeit von der
Friedhofsverwaltung auf Zeit oder auf Dauer untersagt werden, wenn der
Dienstleistungserbringer nach vorheriger Mahnung gegen flr den Friedhof geltende
Bestimmungen verstoBen hat. Bei einem schwerwiegenden VerstoB ist eine Mahnung
entbehrlich,

(4) Die fur die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dlrfen auf dem
Friedhof nur voriibergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht
hindern. Die Arbeits- und Lagerpldtze sind nach Beendigung der Tagesarbeit zu
sdubern und in einem ordnungsgemaBen Zustand zu verlassen und bei Unterbrechung
der Tagesarbeit so herzurichten, dass eine Behinderung Anderer ausgeschlossen ist.
Die Dienstleistungserbringer dirfen auf dem Friedhof keinen Abraum lagern. Gerédte
von Dienstleistungserbringern durfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen des
Friedhofs gereinigt werden.

(5) Dienstleistungserbringer haften gegenliber dem Friedhofstrager fir alle Schéden,
die sie im Zusammenhang‘ mit ihrer Tatigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften
§7

Anmeldung einer Bestattung

(1) Eine Bestattung ist unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen
rechtzeitig bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. Dabei ist mitzuteilen, wer die
" Bestattung leiten und wer sonst bei der Bestattung. (einschlieBlich Trauerfeier)
gestaltend mitwirken wird.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Person, die die Bestattung leiten oder bei der
Bestattung gestaltend mitwirken soll, ausschlieBen, wenn sie verletzende AuBerungen
gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche getan hat und eine
Wiederholung zu erwarten ist.

(3) Vor einer Bestattung in einer Wahlgrabstétte, an der ein Nutzungsrecht verliehen
ist, ist das Nutzungsrecht nachzuweisen.

(4) Die Friedhofsverwaltung setzt im Benehmen mit der antragstellenden Person Ort
und Zeit der Bestattung fest. Die Wiinsche der Angehorigen sollen dabei nach
Maoglichkeit berlcksichtigt werden.
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§8

Beschaffenheit von Sargen und Urnen

(1) Erdbestattungen sind nur in geschlossenen, feuchtigkeitshemmenden Séargen
zuldssig. Von der Sargpflicht nach Satz 1 kann die untere Gesundheitsbehérde
Ausnahmen zulassen, wenn in der zu bestattenden Person ein wichtiger Grund vorliegt
und ein oéffentlicher Belang nicht entgegensteht.

(2) Fur Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden, der geeignet ist, nachhaltig
die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des
Grundwassers zu verandern oder der die Verwesung der Leiche nicht |nnerha|b der
festgesetzten Ruhefrist ermdglicht.

(3) Séarge durfen héchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelma 0,65 m breit
sein. FUr groBere Sarge ist die Zustlmmung der Frledhofsverwaltung bei der
Anmeldung der Bestattung einzuholen.

(4) Fur Sargauskieidungen, Leichenhiillen und Lelchenbekleldungen gelten die
Anforderungen des Absatzes 2 entsprechend. ;

(5) Fir die Bestattung in zuganglichen, ausgemauerten Griften sind nur Metallsarge
oder Holzsdrge mit Metalleinsatz zugelassen, die [uftdicht verschlossen sind.

(6) Es diirfen keine Urnen, Uberurnen oder Schmuckurnen verwendet werden, die aus
Kunststoffen oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder die
geeignet sind, nachhaltig die physikalische, chemische oder biclogische Beschaffenheit
des Bodens oder des Grundwassers zu verandern.

§9
Ruhezeiten
(1) Die Ruhezeit flr Leichen betragt 30 Jahre.
(2) Die Ruhezeit fir Aschen betrégt 30 Jahre.
§ 10
Umbettungen und Ausgrabungen

(1) Umbettungen dirfen zur Wahrung der Totenruhe grundsatzlich nicht vorgenommen
werden.

(2) Leichen und Aschenreste in Urnen dirfen vor Ablauf der Ruhezeit nur mit
Genehmigung der unteren Gesundheitsbehtrde ausgegraben oder umgebettet werden,

(3) Die berechtigte Person hat sich gegenliber der Friedhofsverwaltung schriftlich zu
verpflichten, alle Kosten zu Ubernehmen, die bei der Umbettung durch Beschadigung
und Wiederinstandsetzung gartnerischer oder baulicher Anlagen an Nachbargrabstatten
oder Friedhofsanlagen entstehen.

(4) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht
unterbrochen oder gehemmt.

(5) Grabmale, andere Anlagen, ihr Zubehér und Pflanzen kénnen umgesetzt werden,
wenn Gestaltungsbestimmungen des neuen Grabfeldes nicht entgegenstehen.
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IV. Grabstatten

§ 11
Allgemeines

(1) Folgende Arten von Grabstatten stehen auf allen Friedhofen zur Verfigung:
a) Reihengrabstatten (§ 12),
b) Wahlgrabstatten (§ 13),

Auf den Friedhéfen in Blltum, Hary, Nette, Stéry und Upstedt stehen zusatzlich folgende
Arten von Grabstatten zur Verflgung: ‘

c) Pflegefreie Rasenreihengrabstétten (§ 14, § 14 a, § 14 b)
Auf dem Friedhof in Nette stehen zusatzlich folgende Grabstétten zur Verfligung:
d) P\flegefreie Rasenwahlgrabstatten (§ 14 ¢)

Auf den Friedhéfen in Ilde, Nette und Upstedt stehen zusatzlich folgende Arten
Grabstatten zur Verfligung

e) Baumgrabstatten (§ 15)

(2) Die Grabstéatten bleiben im Eigentum des Friedhofstragers, An ihnen werden nur
offentlich-rechtliche Nutzungsrechte nach MaBgabe dieser Ordnung in der jeweils
geltenden Fassung verliehen. Ein Nutzungsrecht kann jeweils nur einer einzelnen
Person, nicht mehreren Personen zugleich zustehen. Nutzungsberechtigte Personen
haben jede Anderung ihrer Anschrift der Friedhofsverwaltung mitzuteilen,

(3) Rechte an Reihengrabstatten werden nur im Todesfall vergeben. Ein Anspruch auf
Verleihung oder Wiedererwerb eines Nutzungsrechtes an einer Grabstdtte in
bestimmter Lage sowie auf Unverénderlichkeit der Umgebung besteht nicht.

(4) In einer Grabstelle darf grundsatzlich nur eine Leiche oder Asche bestattet werden.
Eine verstorbene Mutter und ihr gleichzeitig - bei oder kurz nach der Geburt -
verstorbenes Kind oder zwei gleichzeitig verstorbene Kinder bis zum vollendeten 5. Le-
bensjahr diirfen in einer Grabstelle bestattet werden,

(5) In einer bereits belegten Wahl- oder pflegefreien Rasenwahlgrabstelle darf

. zusétzlich eine Asche bestattet werden, wenn die bereits bestattete Person der
Ehegatte oder die Ehegattin oder der Lebenspartner oder die Lebenspartnerin nach
dem Gesetz lber die eingetragene Lebenspartnerschaft oder ein naher Verwandter
war.

(6) Bei neu anzulegenden Grabstdtten sollen die Grabstellen etwa folgende GroéBe
haben: »

a) fir Sarge: Léange: 2,1 m Breite: 0,9m,

b) flr Urnen: Lange: 0,6 m Breite: 0,6 m.
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Fir die bisherigen Grabstatten gelten die {ibernommenen MaBe. Im Einzelnen ist der
Gestaltungsplan fir den Friedhof maBgebend.

(7) Die Mindesttiefe des Grabes betragt von der Oberkante Sarg bis Erdoberflache
(ohne Grabhiigel) 0,90 m, von der Oberkante Urne bis Erdoberfldiche 0,50 m. Die
Graber fur Erdbestattungen missen voneinander durch mindestens 0,40 m starke Erd-
wande getrennt sein.

(8) Ein Grab darf nur von Personen ausgehoben und zugefillt werden, die daflir von
der Friedhofsverwaltung bestimmt oder zugelassen sind.

(9) Die nutzungsberechtigte Person muss Grabzubehdor (Grabmal, Einfassung, Lampen,
Vasen, GroBgehdlze usw.), soweit erforderlich, vor der Bestattung auf ihre Kosten
entfernen. Uber das Erfordernis entscheidet die Friedhofsverwaltung.

-(10) Kommt die nutzungsberechtigte Person ihrer Verpflichtung aus Absatz 9 nicht
nach und muss beim Ausheben des Grabes das Grabzubehér von dem Friedhofstrager
entfernt werden, sind die dadurch entstehenden Kosten von der nutzungsberechtigten
Person dem Friedhofstrager zu erstatten. Ein Anspruch auf Wiederverwendung
herausgenommener Pflanzen besteht nicht.

§12
Reihengrabstatten

(1) Reihengrabstatten sind Grabstatten mit einer Grabstelle fir eine Erdbestattung, die
anlasslich einer Bestattung der Reihe nach fiir die Dauer der Ruhezeit vergeben
werden. Das Nutzungsrecht kann nicht verlangert werden.

(2) Das Abrdumen von Reihengrabfeldern oder Teilen davon wird sechs Monate vor Ab-
lauf der Ruhezeit durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden Grabfeld bekannt
gemacht.

§ 13
Wahlgrabstatten

(1) Wahlgrabstatten sind Grabstatten flir Erdbestattungen, die mit einer oder mehre-
" .ren Grabstellen vergeben werden. Die Dauer des Nutzungsrechtes betrdgt 30
Jahre, vom Tage der Verleihung an gerechnet.

(2) Das Nutzungsrecht kann mit Ausnahme der Félle nach § 3 Absatz 2 auf Antrag fur
die gesamte Wahlgrabstédtte verlangert werden. Das Nutzungsrecht kann nach Ablauf
der Ruhezeit einmalig flUr bis zu funf Jahren verlangert werden. Die
Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, zur rechtzeitigen Stellung eines
Verldngerungsantrages aufzufordern. Bei einer Bestattung verlangert sich das Nut-
zungsrecht fiir die gesamte Wahlgrabstatte bis zum Ablauf der Ruhezeit. Die GebUhren
fur die Verlangerung richten sich nach der jeweiligen GebUhrenordnung.

(3) In einer Wahlgrabstdtte dirfen die nutzungsberechtigte Person und folgende
Angehorige bestattet werden:

a) Ehegatte,
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‘b) Lebenspartner oder Lebenspartnerin nach dem Gesetz Uber die eingetragene
Leberispartnerschaft,

c) Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten,

d) Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Vater oder Mltter,

e) Eltern,

f)  Geschwister,

g) Stiefgeschwister,

h) die nicht unter Buchstaben a) bis g) fallenden Erben.

Grundsatziich  entscheidet die nutzungsberechtigte Person, wer von den
bestattungsberechtigten Personen bestattet wird. Kann nach dem Tode einer
bestattungsberechtigten Person die Entscheidung der nutzungsberechtigten Person der
Friedhofsverwaltung nicht rechtzeitig vor der Bestattung mitgeteilt werden, so ist die
Friedhofsverwaltung nach pflichtgemaBer Prifung berechtigt, die Bestattung
zuzulassen. Die Bestattung anderer, auch nichtverwandter Personen bedarf eines
Antrags der nutzungsberechtigten Person und der Genehmigung der
Friedhofsverwaltung.

(4) Die nutzungsberechtigte Person kann zu ihren Lebzeiten ihr Nutzungsrecht auf eine
der in Absatz 3 Buchstaben a) bis h) genannten Personen Ubertragen; zur
'Rechtswirksamkeit der Ubertragung sind schriftliche Erkldrungen der bisherigen und
der neuen nutzungsberechtigten Person sowie die schriftliche Genehmigung der
Friedhofsverwaltung erforderlich,

(5) Die nutzungsberechtigte Person soll der Friedhofsverwaltung schriftlich mitteilen,
auf welchen ihrer bestattungsberechtigten Angehérigen das Nutzungsrecht nach ihrem
Tode (bergehen soll. Eine schriftliche Einverstédndniserklarung der Rechtsnachfolgerin
oder des Rechtsnachfolgers ist beizubringen. Hat die nutzungsberechtigte Person nicht
.bestimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode (bergehen soll, so geht das
Nutzungsrecht an die nach Absatz 3 bestattungsberechtigten Angehorigen in der dort
genannten Reihenfolge (ber. Dabei steht das Nutzungsrecht innerhalb der einzelnen
Gruppen der jeweils altesten Person zu. Der Rechtsnachfolger oder die
Rechtsnachfolgerin hat der Friedhofsverwaltung auf deren Verlangen nachzuweisen,
dass er neuer Nutzungsberechtigter oder sie neue Nutzungsberechtigte ist. Ist der
Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin nicht daran interessiert, das
Nutzungsrecht zu behaiten, so kann er oder sie das Nutzungsrecht auf eine andere der
in Absatz 3 genannten Personen oder, wenn eine solche nicht vorhanden ist, auf eine
Person Ubertragen, die aufgrund ihres oder seines Nutzungsrechtes
bestattungsberechtigt nach Absatz 3 geworden ist. Fiir die Ubertragung gilt Absatz 4.

§ 14
Pflegefreie Rasenreihengrabstitten in Biiltum, Ilde und Upstedt

(i) Pflegefreie RaSenreihengrabstétten sind-Reihengrabstatten, auf denen eine Urnen-
oder eine Sargbestattung stattfindet und deren Pflege der Friedhofstrager
Ubernimmt oder einem von diesem beauftragten Dritten.
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(2) Das Nutzungsrecht fiir pflegefreie Rasenreinengraber wird auf 30 Jahre vergeben
und kann nicht verlangert werden.

(3) Die Gestaltung der pflegefreien Rasenreihengrabstétten erfolgt mit einer ca. 60 cm
X 40 cm x 8cm groBen im Boden liegenden Granitplatte die mindestens den Vor-
und Zunamen sowie das Geburts- und Sterbejahr der verstorbenen Person enthélt.
Wegen der. notwendigen Rasenpflege koénnen aufgesetzte Schriftzeichen,
Einfassungen oder dhnliches nicht verwendet werden. Die Beschaffung und das
Setzen der Platte erfolgt auf Veranlassung und auf Kosten der
nutzungsberechtigten Person.

(4) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten fir
Pflegefreie Rasenreihengrabstatten auch die Vorschriften flr Reihengrabstétten.

8§14 a
Pflegefreie Rasenreihengrabstitten in Hary und Story

(1) Pflegefreie Rasenreihengrabstatten sind Reiherigrabstatten, auf denen eine Urnen-
oder eine Sargbestattung stattfindet und deren Pflege der Friedhofstrager
Ubernimmt oder einem von diesem beauftragten Dritten.

(2) Das Nutzungsrecht fur pflegefreie Rasenreihengraber wird auf 30 Jahre vergeben
und kann nicht verlédngert werden.

(3) Den Verstorbenen wird durch Anbringen einer Metallplatte am gemeinschaftlichen
Trauermal gedacht,

(4) Auf Antrag kann die Grabstitte mit einer Gedenkplatte gestaltet werden. Die
Gestaltung der pflegefreien Rasenreihengrabstatten erfolgt mit einer ca. 60 cm x
40 cm x 8cm groBen im Boden liegenden Granitplatte die mindestens den Vor- und
Zunamen sowie das Geburts- und Sterbejahr der verstorbenen Person enthalt.
Wegen der notwendigen Rasenpflege koénnen aufgesetzte Schriftzeichen,
Einfassungen oder dhnliches nicht verwendet werden. Die Beschaffung und das
Setzen der Platte erfolgt auf Veranlassung und auf Kosten der
nutzungsberechtigten Person. :

(5) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten fur
Pflegefreien Reihengrabstétten auch die Vorschriften flr Reihengrabstéatten

~ §14b
Pflegefreie Rasenreihengrabstéatten in Nette
(1) Pflegefreie Rasenreihengrabstétten sind Reihengrabstatten, auf denen eine Urnen-

oder eine Sargbestattung stattfindet und deren Pflege der Friedhofstréger
tbernimmt oder einem von diesem beauftragten Dritten.

(2) Das Nutzungsrecht fir pflegefreie Rasenreihengraber wird auf 30 Jahre vergeben
und kann nicht verlangert werden.
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(1) Die Gestaltung der pflegefreien Rasenreihengrabstatten erfolgt mit einer ca. 80 cm
x 40 cm x 4cm groBen im Boden liegenden Grabplatte. Auf dieser Grabplatte ist
eine ebenerdiger Kopfstein in der GroBe von 40 cm x 30 cm zu befestigen. Auf dem
Kopfstein muss mindestens der Vor- und Zunamen sowie das Geburts- und
Sterbejahr der verstorbenen Person enthalten. Die Beschaffung und das Setzen der
Platte erfolgt auf Veranlassung und auf Kosten der nutzungsberechtigten Person.

(2) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten fir
Pflegefreie Reihengrabstatten auch die Vorschriften flr Reihengrabstétten.

§ 14 c
Pflegefreie Rasenwahlgrabstitten in Nette
(1) Pflegefreie Rasenwahlgrabstatten sind Grabstétten flr Erd- und Urnenbestattungen,
die mit einer oder mehreren Grabstellen vergeben werden. Die Dauer des
Nutzungsrechtes betrdgt 30 Jahre, vom Tage der Verleihung an gerechnet. Die
Pflege Ubernimmt der Friedhofstréager oder einem von diesem beauftragten Dritten.

(2) Die Gestaltung der pflegefreien Rasenwahlgrabstatten erfolgt mit einer ca. 50 cm x

40 cm x 4cm groBen im Boden liegenden Grabplatte, Auf dieser Grabplatte ist eme
ebenerdiger Kopfstein in der GréBe von 40 cm x 30 cm zu befestigen.
Bei zweistelligen Rasenwahlgrdbern sind die MaBe der Platte 80 cm x ¢ 60 cm und
vom Kopfstein 60 x 40 cm. (Eine Teilung in zwei Platten mit je einem Kopfstein ist
mdoglich, Das vorgegebene MaB darf dabei nicht Uberschritten werden,) Der
Kopfstein muss mindestens der Vor- und Zunamen sowie das Geburts- und
Sterbejahr der verstorbenen Person enthalten. Die Beschaffung und das Setzen der
Platte und des Kopfsteins erfolgt auf Veranlassung und auf Kosten der
nutzungsberechtigten Person.

Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten fir
" Pflegefreien Rasenwahlgrabstétten auch die Vorschriften fir Wahigrabstétten

§ 15
Baumgrabstéatten in Ilde, Nette und Upstedt

(1) Baumgrabstatten sind Reihengrabstatten mit einer Grabstelle flir
Urnenbestattungen, die anildsslich eines Todesfalls der Reihe nach flr die Dauer
der Ruhezeit vergeben werden. Das Nutzungsrecht kann nicht verlangert
werden, Die Pflege und Gestaltung erfolgt durch den Frledhofstrager oder einem
von diesem beauftragten Dritten,

(2) Die Gestaltung der Baumgrabstéatte erfolgt mit einer ca. 60 cm x 40 cm x 8cm
groBen im Boden liegenden Granitplatte die mindestens den Vor- und Zunamen
sowie das Geburts- und Sterbejahr der verstorbenen Person enthélt, Wegen der
notwendigen Rasenpflege k6nnen aufgesetzte Schriftzeichen, Einfassungen oder
ahnliches nicht verwendet werden. Die Beschaffung und das Setzen der Platte
erfolgt auf Veranlassung und auf Kosten der nutzungsberechtigten Person.

(3) Soweit sich nicht aus der Friedhofsordnung etwas anderes ergibt, gelten die
Vorschriften flr Reihengrabstatten auch flr Grabstdtten im Baumgrabfeld
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§ 16
Riickgabe von Wahlgrabstidtten

(1) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstatten kann jederzeit, an teilbelegten
Grabstatten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit, zurlickgegeben werden. Die
Rickgabe ist nur fir die gesamte Grabstétte zuldssig. Ausnahmen bedlrfen der
Zustimmung der Friedhofsverwaltung.

(2) Bei der Rickgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstdtten besteht kein Anspruch
auf Gebilhrenerstattung.

(3) Die Friedhofsverwaltung kann mit den Nutzungsberechtigten (bergroBer
Wahlgrabstdtten besondere schriftliche Vereinbarungen U(ber die kiinftige Nutzung
abschlieBen. Ein Anspruch auf Abschluss von derartigen Vereinbarungen besteht nicht.

§17
Bestattungsverzeichnis

Die Friedhofsverwaltung flihrt Uber alle Bestattungen ein Verzeichnis, welches die
- Namen der Bestatteten, die Art und Lage der Grabstatten, die Dauer der Ruhezeiten
und die Daten der Nutzungsberechtigten beinhaltet.

V. Gestaltung von Grabstatten und Grabmalen

§18
Gestaltungsgrundsatz

Jede Grabstéatte ist so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass der
Friedhofszweck und die Wirde des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner
Gesamtanlage gewahrt werden.

. § 19
Gestaltung und Standsicherheit von Grabmalen und anderen Anlagen

(1) Grabmale und andere Anlagen dirfen nicht so gestaltet werden, dass sie eine
Verunstaltung des Friedhofes bewirken oder Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stéren
kénnen. Die Gestaltung darf sich ferner nicht gegen den christlichen Glauben richten.
Im Ubrigen gilt § 18 entsprechend. Werkstattbezeichnungen durfen nur unten an der
Seite oder Rlickseite eines Grabmals in unauffélliger Weise angebracht werden.

(2) Es sollen nur Grabmale einschlieBlich anderer Anlagen errichtet werden, die
nachweislich in der Wertschopfungskette ohne ausbeuterische Kinderarbeit im Sinne
des ,Ubereinkommens 182 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) (ber das
Verbot ‘und unverzligliche MaBnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der
Kinderarbeit" hergestellt sind.

(3) Grabmale und andere Anlagen sind dauernd in wiirdigem und verkehrssicherem
Zustand zu halten. Hierfir sind die nutzungsberechtigten Personen verantwortlich.

(4) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, anderen Anlagen oder Teilen davon
gefdhrdet, sind die flir die Unterhaltung verantwortlichen nutzungsberechtigten
Personen verpflichtet, unverzliglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann
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der Friedhofstrager auf Kosten der nutzungsberechtigten Personen
SicherungsmaBnahmen treffen (z.B. Absperrungen, Umlegen von Grabmalen). Wird
der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung
nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist der
Friedhofstrédger berechtigt, die Grabmale, andere Anlagen oder Teile davon auf Kosten
der nutzungsberechtigten Personen zu entfernen. Sind nutzungsberechtigte Personen
nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genligen als
Aufforderung eine d&ffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf den
Grabstatten, das flir die Dauer von einem Monat aufgestellt wird.

VI. Anlage und Pflege der Grabstitten

§ 20
Allgemeines

(1) Die Grabstatten mlssen binnen sechs Monaten nach der Belegung oder nach dem
Erwerb des Nutzungsrechts angelegt .sein. Sie dlrfen nur mit Gewdchsen bepflanzt
werden, durch die benachbarte Grabstdtten und offentliche Anlagen nicht
beeintrachtigt werden. Das Pflanzen von Bdumen ist auf den Grabstatten nicht
gestattet,

(2) Zur gartnerischen Anlage und Pflege sind die jeweiligen nutzungsberechtigten
Personen verpflichtet, Die Verpflichtung zur Pflege besteht bis zum Ablauf des
Nutzungsrechtes.

(3) Die Friedhofsverwaltung ist 'befugt, stark wuchernde, absterbende oder
Bestattungen behindernde Hecken und Stréucher zu beschneiden oder zu beseitigen.
Verwelkte Blumen, Kranze usw, sind von den Grabstatten zu entfernen und an den
dafiir vorgesehenen Pldtzen abzulegen.

(4) Die Unterhaltung und Veranderung der gartnerischen Anlagen auBerhalb der
Grabstatten obliegt allein der Friedhofsverwaltung.

(5) Der Friedhofstrager ist nicht verpflichtet, zur Verhitung von Schéden, die durch
fremde Personen und Tiere hervorgerufen werden, Vorkehrungen zu treffen.

§ 21
Grabpflege, Grabschmuck

(1) Die Verwendung von Pflanzenschutz- Llnd Wildkrautbek&dmpfungsmitteln sowie von
biologisch nicht abbaubaren Reinigungsmitteln zur Grabpflege und Reinigung von
Grabmalen und anderen Anlagen ist nicht gestattet.

(2) Es durfen zum Schutz gegen Unkraut, z.B. bei Kiesbelegungen, keine Vliese,
Schutzfolien oder sonstige Materialen verwendet werden, die geeignet sind, nachhaltig
die physikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des
Grundwassers zu verandern oder die die Verwesung der Leiche nicht innerhalb der
festgesetzten Ruhezeit ermoglichen.

(3) Kunststoffe dirfen in sémtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbesondere in
Krénzen, Trauergebinden, Trauergestecken, in Grabschmuck und bei Grabeinfassungen
sowie bei Pflanzenanzuchtbehaltern, die an der Pflanze verbleiben, nicht verwendet
werden. Ausgenommen sind Grabvasen und Markierungszeichen,

(4) Die Verwendung von Blechdosen, Gldsern, Flaschen o. &. flr die Aufnahme von
Schnittblumen ist nicht gestattet.
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§ 22
Vernachldssigung

(1) Wird eine Grabstatte nicht vorschriftsmaBig hergerichtet oder gepflegt, hat die
nutzungsberechtigte Person nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung
die Grabstéatte innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Kommt sie
der Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung die Grabstatte auf Kosten
der nutzungsberechtigten Person in Ordnung bringen oder bringen lassen. Ist die
nutzungsberechtigte Person der Verpflichtung aus Satz 1 nicht nachgekommen, kann
die Friedhofsverwaltung auch das Nutzungsrecht ohne Entschadigung entziehen, soweit
sie die nutzungsberechtigte Person schriftlich unter Fristsetzung hierauf hingewiesen
hat. In dem Entziehungsbescheid wird die nutzungsberechtigte Person aufgefordert,
das Grabmal und die anderen Anlagen innerhalb von drei Monaten nach
Unanfechtbarkeit des Bescheides zu entfernen.

(2) Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen
Aufwand zu ermitteln, wird durch eine oOffentliche Bekanntmachung auf die
Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege hingewiesen. AuBerdem wird die unbekannte
nutzungsberechtigte Person durch ein Hinweisschild auf der Grabstatte aufgefordert,
sich mit der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen. Bleibt die Aufforderung oder
der Hinweis drei Monate unbeachtet, kann die Friedhofsverwaltung

a) die Grabstatte abraumen, einebnen und einsden und
b) Grabmale und andere Anlagen beseitigen lassen.

(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Absatz 1 Satz 1 entsprechend. Wird die
Aufforderung nicht befolgt oder ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder
nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den
Grabschmuck auf Kosten der nutzungsberechtigten Person entfernen oder entfernen
lassen.

VII. Grabmale und andere Anlagen

_§23
Errichtung und Anderung von Grabmalen

(1) Die Errichtung und jede Anderung von Grabmalen und anderen Anlagen sind der
Friedhofsverwaltung anzuzeigen mit der Erklérung, dass das Vorhaben der glltigen
Friedhofsordnung und den Vorgaben des technischen Regelwerks entspricht,

(2) Der Anzeige ist der Grabmalentwurf in einem geeigneten MafBstab beizufiigen. In
‘den Anzeigeunterlagen sollen alle wesentlichen Teile erkennbar, die Darstellung der
Befestigungsmittel mit BemaBung und Materialangaben sowie die Grindungstechnik
mit MaBangaben und Materialbenennung in den Anzeigeunterlagen eingetragen sein.

(3) Mit dem Vorhaben darf drei Monate nach Vorlage der vollstdndigen Anzeige
begonnen werden, wenn seitens der Friedhofsverwaltung in dieser Zeit keine Bedenken
wegen eines VerstoBes gegen die Friedhofsordnung oder das technische Regelwerk
geltend gemacht werden. Vor Ablauf von drei Monaten darf begonnen werden, wenn
die Friedhofsverwaltung schriftlich die = Ubereinstimmung mit der geltenden
Friedhofsordnung und die Vollstandigkeit der Anzeige der sicherheitsrelevanten Daten
bestatigt.
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(4) Das Vorhaben ist erneut anzuzeigen, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche
Anlage nicht binnen eines Jahres nach Einreichen der Anzeige errichtet oder gedndert
worden ist,

(5) Die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen missen verkehrssicher sein, Sie
sind entsprechend ihrer GroBe nach den allgemeinen Regeln der Baukunst zu
fundamentieren und so zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind und auch
beim Offnen benachbarter Gréber nicht umstiirzen. MaBgebendes Regelwerk zur
Auslegung der Regeln der Baukunst ist ausschlieBlich die aktuelle Fassung der
Richtlinie des Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- und
Holzbildhauerhandwerks (BIV). Die BIV-Richtlinie gilt fur die Planung, Erstellung,
Ausflihrung und jahrliche Prifung der Grabmalanlagen.

(6) Fachlich geeignet i.S.v. § 6 Absatz 2 sind Dienstleistungserbringer, die aufgrund
ihrer Ausbildung in der Lage sind, unter Beachtung der &rtlichen Gegebenheiten des
Friedhofes die angemessene Griindungsart zu wahlen und nach der BIV-Richtlinie die
erforderlichen Fundamentabmessungen zu berechnen. Die Dienstleistungserbringer
missen in der Lage sein, flr die Befestigung der Grabmalteile das richtige
Befestigungsmittel auszuwéhlen, zu dimensionieren und zu montieren. Ferner missen
sie die Standsicherheit von Grabmalanlagen beurteilen kénnen und fahig sein, mit Hilfe
von Messgeraten die Standsicherheit zu kontrollieren und zu dokumentieren.

(7) Entspricht die Ausfihrung eines errichteten oder verdnderten Grabmais und
anderer Anlagen nicht den Anzeigeunterlagen und den Vorgaben der Friedhofsordnung,
setzt die Friedhofsverwaltung der nutzungsberechtigten Person eine angemessene Frist
zur Beseitigung oder Abanderung des Grabmals und anderer Anlagen. Nach
ergebnislosem Ablauf der Frist kann die Friedhofsverwaltung die Abanderung oder
Beseitigung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person veranlassen. Bei nicht
ordnungsmaBiger Grindung und Befestigung des Grabmals und anderer Anlagen gilt §
19 Absatz 4.

§ 24
Mausoleen und gemauerte Griifte

(1) Soweit auf dem Friedhof Mausoleen oder gemauerte Grifte bestehen, kénnen sie
im Rahmen der bestehenden Nutzungsrechte genutzt werden. Neubauten sind nicht
mdoglich. Im Ubrigen gelten § 19 Absétze 3 und 4 entsprechend.

(2) Die Verleihung neuer Nutzungsrechte an vorhandenen Mausoleen oder gemauerten
Griften ist nur méglich, wenn sich die nutzungsberechtigten Personen in schriftlichen
Vertréagen gegeniiber der Friedhofsverwaltung verpflichten, alle mit der Instandsetzung
und Unterhaltung der Mausoleen und Grifte verbundenen Kosten und die
Verkehrssicherungspflicht zu Ubernehmen. Nach Beendigung des Nutzungsrechts sind
die Mausoleen oder gemauerten Grifte von den nutzungsberechtigten Personen
vollstdndig zu entfernen,

§ 25
Entfernung

(1) Grabmale und andere Anlagen dirfen vor Ablauf des Nutzungsrechts nur mit-
vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt werden.

(2) Die nutzungsberechtigte Person hat die Grabmale und anderen Anlagen nach
Ablauf des Nutzungsrechtes auf eigene Kosten zu entfernen. Kommt die
nutzungsberechtigte Person dieser Verpflichtung innerhalb von drei Monaten nach



(3)

-812 -

Bekanntgabe (ber das Abrdumen der Grabstdtte oder nach Ablauf des
Nutzungsrechtes nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung die Abrdumung auf
Kosten der nutzungsberechtigten Person vornehmen oder veranlassen. Die hierflr
entstandenen Kosten sind der nutzungsberechtigten Person in Rechnung zu
stellen. Die Friedhofsverwaltung hat keinen Ersatz flir Grabmale und andere
Anlagen zu leisten. Sie ist auch nicht zur Aufbewahrung abgeraumter Grabmale
und anderer Anlagen verpflichtet.

Sofern der Nutzungsberechtigte die Entfernung selbst vornimmt, hat diese
fachgerecht und vollstdndig zu erfolgen. Die Friedhofsanlagen sind hierbei
schonend zu behandeln. Fir etwaige Schaden haftet der Nutzungsberechtigte. Die
Abnahme der Arbeiten erfolgt durch die Friedhofsverwaltung. ‘

8§ 26
Kiinstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale

Kiinstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale werden nach Moglichkeit von der
Friedhofsverwaltung erhalten. '

VIII. Leichenrdume und Trauerfeiern

§ 27
Leichenhalle in Biiltum, Hary und Iide

(1) Die Leichenhalle dient zur Aufnahme von Leichen bis zur Bestattung.

(2) Auf Wunsch der Angehorigen kann ein Sarg, sofern keine Bedenken bestehen, in
der Leichenhalle von einem Beauftragten der Friedhofsverwaltung geéffnet werden.
Sérge sollen spatestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier geschlossen
werden. '

(3) Ein Sarg, in dem eine verstorbene Person liegt, die im Zeitpunkt des Todes an einer
nach dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei der der
Verdacht einer solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat, wird
nach Moglichkeit in einem besonderen Raum aufgestellt. Der Sarg darf nur mit
schriftlicher Genehmigung der unteren Gesundheitsbehorde gedffnet werden.
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§ 28
Benutzung der Friedhofskapellen und der Kirchen

(1) FUr die Trauerfeier stehen die Friedhofskapellen und Kirchen zur Verfulgung.

(2) Fur verstorbene Personen, die zum Zeitpunkt ihres Todes Mitglieder einer der
Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland e. V. angehérenden Kirchen und
kirchlichen Gemeinschaften waren steht flr die Trauerfeier auch die Kirche zur
Verfligung.

(3) Die Trauerfeier muss der Wirde des Ortes entsprechen.

(4) Die Aufbahrung des Sarges kann versagt werden, wenn die verstorbene Person zum
Zeitpunkt des Todes an einer nach dem Infektionsschutzgesetz meldepfiichtigen Krankheit
gelitten oder bei ihr der Verdacht einer solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt
bestanden hat oder wenn Bedenken wegen des Zustandes der Leiche bestehen.

IX. Haftung und Gebiihren

§ 29
Haftung

Nutzungsberechtigte Personen haften flr alle Schaden, die durch von ihnen oder in
ihrem Auftrag errichtete Grabmale, und andere Anlagen entstehen.

§ 30
Gebiihren

Fur die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sind Gebiihren nach der
jeweils geltenden Friedhofsgeblihrenordnung zu entrichten.
X. Schlussvorschriften

§ 31
Inkrafttreten, AuBerkrafttreten

(1) Diese Ordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung‘ und nach ihrer
offentlichen Bekanntmachung zum 01.01.2024 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Friedhofsordnungen in der Fassung vom 27.05.2015 und vom
26.02.2014 auBer Kraft.

Hary, den 01.12.2023

Ev.-luth. Tripi
Der Kirchenvo

Y £t T IR T ) Y T T W% - D B S A Y A R R R N I

Kirchenvorsteher(in)
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Die vorstehende Friedhofsordnung wird hiermit gemaB § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. S, Abs. 2
und 5 der Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.

Ev.-luth. Kirchenkreis Hildesheimer Land - Alfeld
Der Kirchenk‘ eisvorstand
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Friedhofsgebiihrenordnung (FGO)

fiir die Betriebsgemeinschaft der Friedhofe in Biiltum, Hary, Ilde, Nette, Story
und Upstedt
der Ev.-luth, Trinitatiskirchengemeinde Im Ambergau

GemdB § 5 der Rechtsverordnung Uber die Verwaltung kirchlicher Friedhofe
(Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S, 1) und §
30 der Friedhofsordnung hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Trinitatis
Im Ambergau flr die Friedhéfe der Betriebsgemeinschaft in Biltum, Hary, Ilde, Nette,
Stéry und Upstedt am 01.12.2023 folgende Friedhofsgebihrenordnung beschlossen:

§1

Allgemeines

FUr die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie flir sonstige in § 6
aufgefihrte Leistungen der Friedhofsverwaltung werden Gebilhren nach dieser
GebUlhrenordnung erhoben,

§2
Gebiihrenschuldner

(1) Geblhrenschuldner der Benutzungsgeblhr ist

1. wer die Bestattung oder sonstige gebiihrenpflichtige Leistung nach dieser Ordnung
beantragt oder durch ihm zurechenbares Verhalten ausgeldst hat,

2. wer das Nutzungsrecht an einer Grabstétte erworben oder verlédngert hat,
3. wer die Gebiihrenschuld gegeniiber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche

Erkldarung (bernommen hat oder wer flr die Geblhrenschuld eines anderen kraft
Gesetzes haftet,

(2) Geblhrenschuldner der Verwaltungsgebihr ist

1. wer die Verwaltungshandlung‘veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen
wird,

2. wer die Geblhrenschuld gegenuber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche
Erklarung Gbernommen hat oder wer flr die GebUhrenschuld eines anderen kraft
Gesetzes haftet, ‘ ‘

(3) Mehrere GeblUhrenschuldner sind Gesamtschuldner.

§3

Entstehen der Gebiihrenschuld

(1) Bei Grabnutzungsgebihren entsteht die Geblhrenschuld bereits mit der Begriindung
~ des Nutzungsrechtes flr die gesamte Nutzungsdauer der Grabsté&tte oder bereits mit der
Verlangerung des Nutzungsrechtes fiir den Zeitraum der gesamten Verldangerung der
Grabstatte,

(2) Bei sonstigen Benutzungsgebihren entsteht die GebGhrenschuld mit der
Inanspruchnahme der jeweiligen geblhrenpflichtigen Leistung.
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(3) Bei Verwaltungsgeblihren entsteht die GebUhrenschuld mit der Vornahme der
Verwaltungshandlung.

84
Festsetzung und Fidlligkeit

(1) Die Heranziehung zu Geblihren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Geblhren sind
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Geblihrenbescheides fallig.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersagen und
- Leistungen verweigern, sofern ausstehende Geblhren nicht entrichtet worden sind oder
eine entsprechende Sicherheit nicht geleistet ist.

(3) Rickstandige Geblihren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen.

§5

Saumniszuschldge, Kosten, Einziehung riickstdndiger Gebiihren

(1) Werden Gebliihren nicht bis zum Ablauf des Falligkeitstages entrichtet, so ist flir jeden
angefangenen Monat der Sadumnis ein Sdumniszuschlag von 1 % des abgerundeten
rickstandigen Gebuhrenbetrages zu entrichten; abzurunden ist auf den nachsten durch 50
Euro teilbaren Betrag.

(2) Fur schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Portokosten durch den
Geblihrenschuldner oder die GeblUhrenschuldnerin zu erstatten.

(3) Riickstdndige Gebihren, Sdumniszuschidge sowie Kosten nach Absatz 2 werden im
Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der
Vollstreckungsschuldner oder die Vollstreckungsschuldnerin zu tragen.

86
Gebiihrentarif

I. Gebiihren fiir die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstitten:

1. Reihengrabstatte
Fur 30 Jahre : ' 600,00 €

2. Wahlgrabstatte
fur 30 Jahre - je Grabstelle- : 930,00 €

3. Pflegefreie Rasenreihengrabstatte
fir 30 Jahre : ‘ 1.530,00 €

4, Pflegefreie Urnenrasenreihengrabstatte ‘
flr 30 Jahre: 850,00 €

5. Pflegefreie Rasenwahlgrabstétte
flr 30 Jahre 1.710,00 €

6. Gemeinschaftsgrabanlage unter dem Baum fir 30 Jahre 920,00 €
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7. Zusatzliche Bestattung einer Urne in einer bereits belegten Wahl-, Rasenwahigrabstatte
gemaB § 11 Absatz 5 der Friedhofsordnung:

Bei einer Beisetzung in einer Wahl-, Rasenwahlgrabstatte eine Geblhr geman Nr. 7 fur
alle Grabstellen zur Anpassung an die neue Ruhezeit.

8. Flr jedes lahr des Wiedererwerbs oder der Verlangerung von Nutzungsrechten gem.
§ 13 Absatz 2 FO ist 1/30 der Geblhr nach Nummer 2 oder 5 je Grabstelle zu
entrichten,

Wiedererwerbe und Verlangerungen von Nutzungsrechten sind nur in vollen
Kalenderjahren moglich,

Die Gebuhr fir den Erwerb, Wiedererwerb und die Verlangerung des Nutzungsrechtes
wird flr die gesamte Nutzungszeit im Voraus erhoben.

II. Verwaltungsgebiihren:
1, Prifung der Anzeige zur Aufstellung eines Grabmals einschlieBlich

Standsicherheitsprifung 20,00 €

IV. Gebiihr fiir die Benutzung der Friedhofskapelle und Kirche:

1. Geblihr fir die Benutzung der Friedhofskapelle je Trauerfeier: 75,00 €
2, GebUhr fiir die Benutzung der Kirche je Trauerfeier: 100,00 €
§7

Leistungen, flr die kein GeblUhrentarif vorgesehen ist, werden von der
Friedhofsverwaltung nach dem jeweiligen Aufwand berechnet.
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§8

Inkrafttreten, AuBBerkrafttreten

(1) Diese Friedhofsgeblhrenordnung tritt nach ihrer Genehmigung am Tage nach. der
offentlichen Bekanntmachung zum 01.01.2024 in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgeblhrenordnung - treten die
Friedhofsgeblihrenordnungen in der Fassung vom 27.05.2015 und 21.10.2009 auBer Kraft.

Hary, den 01.12.2023

Ev.-luth. Trinitatiskirchengemeinde Im Ambergau
Der Klrchenvorstand ™

N 15
Ve rsﬁzendé“(“ r)

Die vorstehende Friedhofsgeblhrenordnung wird hiermit gemaB § 66 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5,
Abs. 2 und 5 der Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.

Hildesheim, den . Z b

Ev.-luth. Kirchenkreis Hildesheimer Land - Alfeld
Der Kirchenkreisvorstand

Im Auftrag

---------------------
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& STADT

BAD SALZDETFURTH
Der Blrgermeister

Inkrafttreten
des Bebauungsplanes Nr. 4 .Hinter der Molkerei“, 4. Anderung, OT GroB Diingen

Der Rat der Stadt Bad Salzdetfurth hat in seiner Sitzung am 12.12.2023 den Bebau-

ungsplan Nr. 4 ,Hinter der Molkerei®, 4. Anderung, OT GroB Diingen als Satzung be-
schlossen.

Hiermit wird der Bebauungsplan gemaB § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches vom
23.9.2004 (BGBI. | S. 2414) in der zuletzt geltenden Fassung bekannt gemacht.

Der Planbereich des Bebauungsplanes ist wie auf der Karte dargestellt begrenzt.
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Der Bebauungsplan mit Begriindung und zusammenfassender Erklarung kann im Bauamt des Rathau-
ses, OberstraBBe 6, 31162 Bad Salzdetfurth wéahrend der Sprechzeiten

Montag — Freitag 09:00 - 12:00 Uhr
Mittwoch geschlossen
Montag zusétzlich 14:30 - 17:00 Uhr

Donnerstag zusétzlich 14:30 - 19:00 Uhr

von jedermann eingesehen werden.

Jedermann kann Uber den Inhalt des Bebauungsplanes, der Begrindung und zusammenfassender
Erklarung auch Auskunft verlangen.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Weiterhin wird gem. § 215 Abs. 2 BauGB vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414) in der zuletzt gel-
tenden Fassung auf die nachfolgenden Rechtsfolgen hingewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2.  eine unter Bericksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
Uber das Verhéltnis des Bebauungsplanes und des Flachennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Méngel des Abwéagungsvorganges,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich gegen-
Uber der Stadt unter Darlegung des die Verletzung begrindenden Sachverhalts geltend gemacht wor-
den sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften oder den Mangel
der Abwéagung begriinden soll, ist darzulegen.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches vom 23.9.2004
(BGBI. | S. 2414) in der zuletzt geltenden Fassung Uber die Entschadigung von durch den Bebauungs-
plan eintretenden Vermdgensnachteilen sowie lber die Falligkeit und das Erléschen entsprechender
Entschadigungsanspriche wird hingewiesen.

Bad Salzdetfurth, 13.12.2023
Stadt Bad Salzdetfurth
Der Bilrgermeister

Gryschka
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& STADT

BAD SALZDETFURTH
Der Blrgermeister

Inkrafttreten
des Bebauungsplanes Nr. 79 , Erneuerbare Energien Biinte“, OT Wesseln

Der Rat der Stadt Bad Salzdetfurth hat in seiner Sitzung am 12.12.2023 den Bebau-
ungsplan Nr. 79 ,In den Kdmpen®, OT Listringen als Satzung beschlossen.

Hiermit wird der Bebauungsplan gemaB § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches vom
23.9.2004 (BGBI. | S. 2414) in der zuletzt geltenden Fassung bekannt gemacht.

Der Planbereich des Bebauungsplanes ist wie auf der Karte dargestellt begrenzt.
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Der Bebauungsplan mit Begriindung und zusammenfassender Erklarung kann im Fachbereich Il Bau-
en, Wohnen, Umwelt des Rathauses, Oberstrae 6, 31162 Bad Salzdetfurth wahrend der Sprechzeiten

Montag — Freitag 09:00 - 12:00 Uhr
Mittwoch geschlossen
Montag zusétzlich 14:30 - 17:00 Uhr

Donnerstag zusétzlich 14:30 - 19:00 Uhr

von jedermann eingesehen werden.

Jedermann kann Uber den Inhalt des Bebauungsplanes, der Begrindung und zusammenfassender
Erklarung auch Auskunft verlangen.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Weiterhin wird gem. § 215 Abs. 2 BauGB vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414) in der zuletzt gel-
tenden Fassung auf die nachfolgenden Rechtsfolgen hingewiesen:

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten
Verfahrens- und Formvorschriften,

2.  eine unter Bericksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
Uber das Verhéaltnis des Bebauungsplanes und des Flachennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Méangel des Abwéagungsvorganges,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich gegen-
Uber der Stadt unter Darlegung des die Verletzung begrindenden Sachverhalts geltend gemacht wor-
den sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften oder den Mangel
der Abwéagung begriinden soll, ist darzulegen.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 des Baugesetzbuches vom 23.9.2004
(BGBI. | S. 2414) in der zuletzt geltenden Fassung Uber die Entschadigung von durch den Bebauungs-
plan eintretenden Vermdgensnachteilen sowie lber die Falligkeit und das Erléschen entsprechender
Entschadigungsanspriche wird hingewiesen.

Bad Salzdetfurth, 13.12.2023
Stadt Bad Salzdetfurth
Der Bilrgermeister

/’ - { f_ .
/
Gryschka
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& STADT

BAD SALZDETFURTH

Bekanntmachung

des Beschlusses Uber die Jahresabschluss 2018
und die Entlastung des Biirgermeisters
sowie uber die Auslegung des Jahresabschlusses 2018

1. In seiner Sitzung am 12.12.2023 hat der Rat der Stadt Bad Salzdetfurth folgen-
den Beschluss gefasst:

Der Jahresabschluss 2018 der Stadt Bad Salzdetfurth, wie er der Vorlage
2023/114/VV beigefugt ist, wird beschlossen. Gleichzeitig wird dem Blirger-
meister fir den Jahresabschluss 2018 die uneingeschrénkte Entlastung er-
teilt.

Der Jahresuberschuss des ordentlichen Ergebnisses in Héhe von
1.999.655,69 € wird der Riicklage aus Uberschiissen des ordentlichen Ergeb-
nisses und

der Jahresiiberschuss des auBerordentlichen Ergebnisses in Hohe von
3.462,35 € wird der Ricklage aus Uberschiissen des auBerordentlichen Er-
gebnisses zugefihrt.

2. Der vorgenannte Ratsbeschluss Uiber die Jahresrechnung 2018, die Entlastung
des Burgermeisters sowie die Verwendung des Jahresergebnisses wird hier-
durch geméaB § 129 Abs. 2 Niedersachsisches Kommunalverfassungsgesetz 6f-
fentiich bekanntgemacht.

3. Der Jahresabschluss 2018 sowie der Schlussbericht des Rechnungsprifungs-
amtes liegen in der Zeit vom 21.12.2023 bis 05.01.2024 wahrend der Dienst-
stunden (montags 09.00 - 12.00 Uhr und 14.30 — 17.00 Uhr, dienstags 09.00 -
12.00 Uhr, donnerstags 09.00 -12.00 Uhr und 14.30 — 19.00 Uhr, freitags 09.00
—12.00 Uhr) im Rathaus, OberstraBe 6, Zimmer 202, &ffentlich aus.

Bad Salzdetfurth, den 13.12.2023
Der Blrgermeister
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& STADT

BAD SALZDETFURTH

Bekanntmachung

des Beschlusses Uber die Jahresabschluss 2019
und die Entlastung des Blirgermeisters
sowie (iber die Auslegung des Jahresabschlusses 2019

1. In seiner Sitzung am 12.12.2023 hat der Rat der Stadt Bad Salzdetfurth folgen-
den Beschluss gefasst:

Der Jahresabschluss 2019 der Stadt Bad Salzdetfurth, wie er der Vorlage
2023/115/VV beigeflgt ist, wird beschlossen. Gleichzeitig wird dem Burger-
meister flr den Jahresabschluss 2019 die uneingeschrankte Entlastung er-

teilt.

Der Jahresiberschuss des ordentlichen Ergebnisses in Hhe von
1.198.921,95 EUR wird der Riicklage aus Uberschiissen des ordentlichen Er-
gebnisses und

der Jahresliberschuss des auBerordentlichen Ergebnisses in Hohe von
235.019,40 EUR wird der Riicklage aus Uberschiissen des auBerordentlichen

Ergebnisses zugefuhrt.

2. Der vorgenannte Ratsbeschluss lber die Jahresrechnung 2019, die Entlastung
des Burgermeisters sowie die Verwendung des Jahresergebnisses wird hier-
durch geméB § 129 Abs. 2 Niedersachsisches Kommunalverfassungsgesetz 6f-
fentlich bekanntgemacht.

3. Der Jahresabschluss 2019 sowie der Schlussbericht des Rechnungspriifungs-
amtes liegen in der Zeit vom 21.12.2023 bis 05.01.2024 wahrend der Dienst-
stunden (montags 09.00 - 12.00 Uhr und 14.30 - 17.00 Uhr, dienstags 09.00 -
12.00 Uhr, donnerstags 09.00 -12.00 Uhr und 14.30 - 19.00 Uhr, freitags 09.00
- 12.00 Uhr) im Rathaus, OberstraBe 6, Zimmer 202, &ffentlich aus.

Bad Salzdetfurth, den 13.12.2023
Der Blirgermeister

/%/{6\/
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Bekanntmachung

fiir Staatsangehdrige der iibrigen Mitgliedstaaten der Europédischen Union (Unionsbiirgerinnen) zur Wahl
zum Europdischen Parlament in der Bundesrepublik Deutschland

Am 09. Juni 2024 findet die Wah! der Abgeordneten des Europiischen Parlaments aus der Bundesrepublik
Deutschland statt. An dieser Wahl kénnen Sie aktiv teilnehmen, wenn Sie am Wahltag

1. die Staatsangehdrigkeit eines der lbrigen Mitgliedstaaten der Europdischen Union besitzen,

2. das 16. Lebensjahr vollendet haben,

3. seit mindestens drei Monaten in der Bundesrepublik Deutschland oder in den librigen Mitgliedstaaten der
Europaischen Union (nicht zu beriicksichtigen ist ein Aufenthalt im Vereinigten Kénigreich GroRbritannien und
Nordirland nach dem Zeitpunkt, ab dem nach Art. 50 Abs. 3 EUV die Vertrdge dort keine Anwendung mehr
finden) eine Wohnung innehaben oder sich mindestens seit dieser Zeit sonst gewdhnlich aufhalten (auf die
Dreimonatsfrist wird ein aufeinanderfolgender Aufenthalt in den genannten Gebieten angerechnet),

4. weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem Mitgliedstaat der Europdischen Union, dessen
Staatsangehdrigkeit Sie besitzen, vom aktiven Wahlrecht zum Europdischen Parlamént ausgeschlossen sind,
5. in ein Wihlerverzeichnis in der Bundesrepublik Deutschland eingetragen sind. Die erstmalige Eintragung
erfolgt nur auf Antrag. Der Antrag ist auf einem Formblatt zu stellen; er soll bald nach dieser
Bekanntmachung abgesandt werden.

Einem Antrag, der erst nach dem 19. Mai 2024 bei der zustandigen Gemeindebehdrde eingeht, kann nicht
mehr entsprochen werden (§ 17a Abs. 2 der Europawahlordnung).

Sind Sie bereits aufgrund lhres Antrages bei der Wahl am 13. Juni 1999 oder einer spateren Wahl zum
Européischen Parlament in ein Wahlerverzeichnis der Bundesrepublik Deutschland eingetragen worden, so ist
ein erneuter Antrag nicht erforderlich. Die Eintragung erfolgt dann von Amts wegen, sofern die sonstigen

‘ wahlrechtlichen Voraussetzungen vorliegen. Dies gilt nicht, wenn Sie bis zum oben angegebenen 21. Tage vor
der Wahl (19.05.2024) gegeniiber der zustindigen Gemeindebeh&rde auf einem Formblatt beantragen, nicht
im Wahlerverzeichnis gefiihrt zu werden. Dieser Antrag gilt fir alle kiinftigen Wahlen zum Europdischen
Parlament, bis Sie erneut einen Antrag auf Eintragung in das Wahlerverzeichnis stellen.

Sind Sie bei friiheren Wahlen (1979 bis 1994) in ein Wahiverzeichnis in der Bundesrepublik Deutschland
eingetragen worden, miissen Sie flir eine Teilnahme an der Wahl einen erneuten Antrag auf Eintragung in das
Wahlerverzeichnis stellen.

Nach einem Wegzug in das Ausland und erneutem Zuiug in die Bundesrepublik Deutschland ist ein erneuter
Antrag auf Eintragung in das Wahlerverzeichnis erforderlich.

Antragsvordrucke (Formblatter) sowie informierende Merkbldtter kénnen bei den Gemeindebehdrden in der
Bundesrepublik Deutschland angefordert werden.

Fiir lhre Teilnahme als Wahlbewerber ist u. a. Voraussetzung, dass Sie am Wahltag

1. das 18. Lebensjahr vollendet haben, '

2. die Staatsangehdrigkeit eines Mitgliedstaates der Europdischen Union besitzen,

3. weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem Mitgliedstaat der Europdischen Union, dem Sie
angehdren, von der Wahlbarkeit ausgeschlossen sind.

Mit dem Antrag auf Eintragung in das Wihlerverzeichnis oder mit den Wahlvorschidgen ist eine Versicherung
an Eides statt abzugeben liber das Vorliegen der o. g. Voraussetzungen fiir die aktive oder passive
Wahlteilnahme.

Hildesheim, 14.12.2023 Der Kreiswahlleiter fiir dégand reises Hildesheim
|

{. . f

Ulr}éh Vol
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Satzung
Uber die Erhebung eines Gastebeitrages
in der Stadt Bad Salzdetfurth
(Gastebeitragssatzung)

Aufgrund des 8§ 10 Absatz 1 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576) und des § 10 des Niedersachsischen Kom-
munalabgabengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. S121), jeweils in der aktuell
geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Bad Salzdetfurth in seiner Sitzung am 12.12.2023
folgende Satzung beschlossen:

§1
Allgemeines

(1) Die Stadt Bad Salzdetfurth ist fur ihre Ortsteile Bad Salzdetfurth und Detfurth als Kurort
staatlich anerkannt. Zur teilweisen Deckung ihres Aufwandes
a. fir die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung, Erneuerung,
Betrieb und Unterhaltung ihrer Einrichtungen, die dem Tourismus dienen
(Tourismuseinrichtungen),
b. fir die zu Zwecken des Tourismus durchgefiihrten Veranstaltungen
c. sowie fur die den beitragspflichtigen Personen eingeraumte Moglichkeiten,
Verkehrsleistungen im OPNV kostenlos in Anspruch zu nehmen,
erhebt die Stadt einen Gastebeitrag nach Maf3gabe dieser Satzung. Die Erhebung von Ge-
bdhren und Entgelten fur die Benutzung 6ffentlicher Einrichtungen nach besonderen Vor-
schriften bleibt unberuhrt.

(2) Erhebungsgebiet ist das gesamte Stadtgebiet der Stadt Bad Salzdetfurth mit allen Orts-
teilen.

(3) Der Gesamtaufwand nach Absatz 1 Satz 2 soll wie folgt gedeckt werden:
a. zu 10 % durch Gastebeitrage,
b. zu 15 % durch sonstige Entgelte und Erl6se,
C. zu 75 % durch nicht zweckgebundene Mittel (Anteil der Allgemeinheit)

§2
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig sind alle Personen, die im Erhebungsgebiet Unterkunft nehmen, ohne
dort eine alleine Wohnung oder Hauptwohnung im Sinne des Bundesmeldegesetzes zu
haben, und denen die Méglichkeit zur Benutzung der Einrichtungen und zur Teilnahme
an den zu Zwecken des Tourismus durchgefuhrten Veranstaltungen und zur kostenlosen
Nutzung des offentlichen Personenverkehrs geboten wird.

(2) Besteht die Unterkunft in Wohnraum, an dem der Beitragspflichtige oder sein Ehegatte,
Lebenspartner oder eine sonstige mit in der Familie lebende Person ein Dauernutzungs-
recht (z. B. Eigentum, sonstiges dingliches Recht, Dauermiete etc.) hat (Zweitwohnung),
so gelten fur die Bemessung (8 4), fur Pflichtbeginn und Schuldentstehung (8 6), die Fal-
ligkeit und Erhebung und die evtl. Rlickzahlung (8 9) des Gastebeitrags sowie fur die Mit-
wirkungspflichten des Wohnungsgebers (§ 8) besondere Bestimmungen.
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§3
Ausnahmen und Befreiungen

(1) Nicht gastebeitragspflichtig sind:

a. Personen, die sich nur zur Berufsausuibung, zur Berufsaushbildung oder zum
Schulbesuch im Gebiet der Stadt Bad Salzdetfurth aufhalten,

b. bettlagerig Kranke, die nicht in der Lage sind, die Tourismuseinrichtungen zu be-
nutzen und an den zu Zwecken des Tourismus durchgefiihrten Veranstaltungen
teilzunehmen.

(2) Vom Gastebeitrag befreit sind aulerdem

a. Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres,

b. Kinder, Kindeskinder, Geschwister und Geschwisterkinder, Eltern, Grofeltern,
Schwiegereltern, Schwiegertochter und -séhne, Schwager und Schwéagerinnen
von Personen, die im Gebiet der Stadt Bad Salzdetfurth ihre alleinige Wohnung
oder Hauptwohnung im Sinne des Bundesmeldegesetzes (BMG) haben oder in
einem Arbeits- oder Ausbildungsverhéltnis stehen, wenn sie ohne Entgelt oder
Kostenerstattung in die hdusliche Gemeinschaft aufgenommen werden.

(3) Die Voraussetzungen fir die Befreiung von der Zahlung des Gastebeitrages sind von
dem Berechtigten nachzuweisen. An die vom Gastebeitrag zu befreienden Personen im
Sinne von § 3 Absatz 2 ist eine Gastekarte entsprechend § 7 Absatz 4 auszugeben.

§4
Beitragsmalstab und -hdhe

(1) Der Gastebeitrag wird nach der Dauer des Aufenthaltes im Erhebungsgebiet bemessen.
Die Dauer wird, Aufenthalte ohne Unterkunftnahme ausgenommen, nach der Anzahl der
Ubernachtungen berechnet.

Der Gastebeitrag betragt je Ubernachtung und Person 2,00 €.

(2) Der Beitragspflichtige kann anstelle des nach Ubernachtungen berechneten Géastebei-
trags nach Absatz 1 bei der Stadt Bad Salzdetfurth eine Jahresgéastekarte erwerben, mit
der die Gastebeitragspflicht fur séamtliche Aufenthalte der Person fir 1 Jahr ab dem Er-
werb abgegolten ist. Fir eine Jahresgastekarte ist das 28-fache des in Absatz 1 be-
stimmten Tarifs zu zahlen (Jahresgastebeitrag), aktuell folglich 56,00 €. Bereits gezahlte
und nach der tatsachlichen Anzahl der Ubernachtungen berechnete Gastebeitrage wer-
den auf Antrag auf den Jahresgastebeitrag angerechnet.

(3) Sofern Umsatzsteuer anfallt, wird diese zusatzlich zu den in (1) und (2) definierten Gaste-
beitragen erhoben.

§5
Ermaligungen

(1) Der Beitrag ermaf3igt sich auf 50 % fur

a. Kinder/Jugendliche vom Beginn des 7. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres,

b. Schwerbehinderte Menschen mit einem Grad der Behinderung von mindestens
80%, sowie eine Begleitperson, wenn die Berechtigung zur Mithahme einer Be-
gleitperson durch Eintragung im Ausweis des schwerbehinderten Menschen
nachgewiesen ist,
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c. Teilnehmer an von der Stadt Bad Salzdetfurth anerkannten Kongressen, Tagun-
gen, Lehrgangen und vergleichbaren Veranstaltungen.

(2) Personen, die stationar fir eine Rehabilitationsmalinahme, eine Anschlussheilbehand-

lung (AHB) oder eine Akutversorgung untergebracht sind und sich fiir mindestens 21 Tage
im Erhebungsgebiet aufhalten, werden nur zu 90 % des mafigeblichen Gastebeitrages her-
angezogen.

§6
Erhebungszeitraum sowie Entstehen der Beitragsschuld

(1) Die Gastebeitragspflicht und die Gastebeitragsschuld entstehen bei Unterkunftnahme mit
der Ankunft im Erhebungsgebiet. Die Gastebeitragspflicht endet mit dem Tage der Ab-
reise. Die Dauer des Aufenthaltes wird nach der Zahl der Ubernachtungen berechnet.

(2) Fur den Jahresgéastebeitrag und den pauschalierten Géastebeitrag entstehen die Beitrags-
pflicht und die Beitragsschuld mit Beginn des Kalenderjahres bzw. bei Eigentumserwerb
oder Begriindung des Dauernutzungsrechts wahrend des laufenden Kalenderjahres im
Zeitpunkt der Rechtsbegriindung.

8§87
Beitragsfalligkeit und -erhebung

(1) Sofern die Einziehung nicht gemaR § 8 erfolgt, ist der Gastebeitrag fur die gesamte
Dauer des Aufenthaltes nach der Ankunft des Gastes féallig und an die Stadt Bad Salzdet-
furth zu zahlen. Fir Verlangerungen der Aufenthaltsdauer gilt Satz 1 entsprechend.

(2) Der Jahresgastebeitrag wird von der Stadt Bad Salzdetfurth durch gesonderten Festset-
zungsbescheid bzw. offentliche Bekanntmachung festgesetzt und ist einen Monat nach
Bekanntgabe des Festsetzungsbescheides bzw. der offentlichen Bekanntmachung fallig.

(3) Gastebeitragspflichtige haben die zur Feststellung der Gastebeitragserhebung erforderli-
chen Auskunfte (Vor- und Zuname, Geburtsdatum, An- und Abreisetag bzw. Eigentums-
erwerb oder Begriindung des Dauernutzungsrechtes, Befreiungsgriinde, soweit diese
vorliegen) auf vorgegebenem Formular zu erteilen.

(4) Als Zahlungsnachweis wird eine Gaste- oder Jahresgastekarte auf den Namen des Bei-
tragspflichtigen ausgegeben, die den Vor- und Zunamen, das Alter, den Tag der Ankunft
und der voraussichtlichen Abreise des Beitragspflichtigen enthélt.

(5) Die Gaste- oder Jahresgastekarte ist nicht Ubertragbar und bei der Benutzung von Tou-
rismuseinrichtungen oder beim Besuch von Veranstaltungen den Aufsichtspersonen vor-
zuzeigen. Die Gaste- oder Jahresgastekarte verbleibt im Eigentum der Stadt Bad Salz-
detfurth. Bei missbrauchlicher Verwendung kann sie ersatzlos eingezogen werden.

(6) Bei Verlust oder Beschadigung der giltigen Géste- oder Jahresgastekarte konnen Er-
satzgastekarten oder Ersatzjahresgastekarten von der Stadt Bad Salzdetfurth ausgestellt
werden.

§8
Pflichten der Wohnungsgeber und vergleichbarer Personen

(1) Wer im Erhebungsgebiet andere Personen beherbergt, anderen Personen Wohnraum
zur voribergehenden Nutzung lberlasst, einen Campingplatz oder Standplatz mit Stell-
platzen fir Wohnmobile, Wohnwagen oder Zelte, einen Wochenendplatz betreibt und
dort Platze anderen Personen zur voribergehenden Nutzung Uberlasst, (Wohnungsge-
ber), ist verpflichtet,
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a. von den bei ihm gegen Entgelt oder Kostenerstattung verweilenden beitragspflich-
tigen Personen unmittelbar nach ihrer Ankunft die fir die Erhebung des Gastebei-
trages notwendigen Daten (Familienname und Vorname, Stral3e, Postleitzahl und
Wohnort des Beitragsschuldners sowie den voraussichtlichen Aufenthaltszeitraum
und Angaben zu gewahrten ErméaRigungen) zu erheben, eine Gastekarte auszu-
stellen, den Gastebeitrag einzuziehen sowie die Beitragspflichtigen innerhalb von
einer Woche bei der Stadt Bad Salzdetfurth zu melden,

b. den eingezogenen Gastebeitrag an die Stadt Bad Salzdetfurth abzuliefern,

c. unabhangig von den melderechtlichen Verpflichtungen nach 88 29 und 30 Bun-
desmeldegesetz (BMG) Uber alle Personen einschliel3lich derer, die nicht bei-
tragspflichtig oder von der Beitragspflicht befreit sind, ein tagesaktuelles und kon-
trollfahiges elektronisches oder manuelles Gasteverzeichnis mit den fiir die Bei-
tragsermittlung und Vollstreckung notwendigen Angaben (Familienname, Vor-
name, Alter, Anschrift, An- und voraussichtlicher Abreisetag, berechneter Géaste-
beitrag pro Ubernachtung und dessen Gesamtsumme, Angaben zu Befreiungs-
bzw. Ermafigungstatbestanden hinsichtlich des Gastebeitrages) zu fuhren. Das
Gaésteverzeichnis ist 5 Jahre ab Beginn des auf die Eintragung folgenden Kalen-
derjahres aufzubewahren,

d. auf Verlangen das Gasteverzeichnis zusammen mit den Buchungsunterlagen den
damit beauftragten Personen der Stadt Bad Salzdetfurth. vorzulegen und die zur
Festsetzung bzw. Prufung des Gastebeitrages erforderlichen mindlichen und
schriftlichen Auskunfte zu erteilen. Die oder der Beauftragte der Stadt Bad Salz-
detfurth ist berechtigt, Kontrollen der Gastebiicher durchzufuhren,

e. Zahlungsverweigerer unverziiglich der Stadt Bad Salzdetfurth zu melden,

f. die Gastebeitragssatzung an einer flr den Gast gut sichtbaren Stelle auszuhén-
gen bzw. auszulegen,

(2) Die in Absatz 1 genannten Pflichten obliegen auch Reiseunternehmen, die von den Rei-
seteilnehmern ein Entgelt erhalten, das den Géastebeitrag enthalt.

(3) Soweit Wohnungsgeber, Betreiber oder die sonst durch Satzung Verpflichteten mit der
Abwicklung der Beherbergung, Nutzungsiiberlassung oder Beférderung Dritte beauftra-
gen, die gewerbsmaRig derartige Abwicklungen tbernehmen, sind diese Dritten neben
ihnen verpflichtet, die Pflichten nach Absatz 1 zu erfiillen. Die Beauftragenden haben die
Stadt Bad Salzdetfurth zu unterrichten, wenn und welche Dritte sie beauftragt haben.

(4) Die in den Absatzen 1 bis 3 genannten Mitwirkungspflichtigen haften fir die rechtzeitige
und vollstéandige Einziehung und Abflihrung des Gastebeitrages an die Stadt Bad Salz-
detfurth. Sind mehrere Mitwirkungspflichtige vorhanden, so haften diese als Gesamt-
schuldner. Weigert sich der Gastebeitragsschuldner, den Gastebeitrag zu zahlen, so haf-
tet der Mitwirkungspflichtige nicht, soweit er seine Verpflichtung aus Absatz 1 e. (Mel-
dung der Weigerung) unverziglich erfillt hat. Der Haftungsanspruch wird einen Monat
nach Bekanntgabe des Haftungsbescheides fallig.

(5) Kommt ein in den Absatzen 1 bis 3 genannter Mitwirkungspflichtiger einer der in Absatz 1
Buchstabe a., c. oder d. bestimmten Pflichten nicht nach, so kann die Hohe der nicht ein-
gezogenen und abgefuhrten oder nicht abgefihrten Gastebeitrage durch Schatzung fest-
gelegt werden. Fur die Schatzung werden etwa gleich grol3e Betriebe als
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Schéatzgrundlage herangezogen. Bettenzahl, Struktur, Standort und die durchschnittliche
Aufenthaltsdauer des jeweiligen Monats sind bei der Schatzung zu bericksichtigen.

(6) Die an einer Zweitwohnung im Sinne von § 2 Absatz 2 Berechtigten sind verpflichtet, den
Jahresgastebeitrag von ihren mit in der Familie lebenden Angehdrigen einzuziehen und
an die Stadt abzufiihren. Absatz 4 gilt entsprechend.

§9
Riuckzahlung von Gastebeitragen

(1) Bei vorzeitigem Abbruch des vorgesehenen beitragspflichtigen Aufenthaltes wird der
nach Ubernachtungen berechnete zu viel gezahlte Gastebeitrag auf Antrag erstattet. Die
Ruckzahlung erfolgt an den Gastekarteninhaber gegen Ruckgabe der Gastekarte und
Vorlage einer Bestatigung des Wohnungsgebers Uber die vorzeitige Abreise. Der An-
spruch auf Riickzahlung erlischt einen Monat nach der Abreise.

(2) Antrage auf Ruckerstattung des Jahresgéstebeitrages nach 8 4 Absatz 3 sind bis zum
31. Marz des auf das Erhebungsjahr folgenden Jahres zu stellen.

§10
Datenverarbeitung

(1) Die zur Ermittlung der Beitragspflichtigen und zur Festsetzung, Erhebung und Vollstre-
ckung des Gastebeitrags nach dieser Satzung erforderlichen personen- und grundstiicks-
bezogenen Daten werden von der Stadt Bad Salzdetfurth gemaR § 9 Absatz 1 Nr. 1, § 10
Absatz 1 des Niedersachsischen Datenschutzgesetzes (NDSG) i. V. m. § 11 NKAG und
den dort in Bezug genommenen Vorschriften der Abgabenordnung erhoben und verar-
beitet. Die Stadt Bad Salzdetfurth darf, soweit eine Erhebung beim Betroffenen nicht zum
Ziel fuhrt oder nicht erfolgversprechend ist, Daten beim Finanzamt, beim Amtsgericht
(Handelsregister), beim Katasteramt und bei ihren fur das Einwohnermeldewesen, Bau-
wesen, Ordnungsrecht sowie Finanzwesen zustandigen Stellen erheben und verarbeiten.
Das kann auch im Wege eines automatisierten Abrufverfahrens erfolgen.

(2) Die Daten dirfen von den datenverarbeitenden Stellen nur zum Zweck der Beitragserhe-
bung nach dieser Satzung oder zur Durchflihrung eines anderen Abgabeverfahrens, das
denselben Abgabepflichtigen betrifft, verarbeitet werden. Zur Kontrolle der Verarbeitung
sind technische und organisatorische Maflinahmen des Datenschutzes und der Datensi-
cherheit nach dem NDSG zu treffen, insbes. nach § 7Absatz 2 NDSG.

§11
Ordnungswidrigkeiten und Haftung

Vorsatzliche oder leichtfertige Zuwiderhandlungen gegen 8 7 Absatz 1 und 3 sowie § 8 Ab-
satz 1 bis 3 dieser Satzung sind Ordnungswidrigkeiten gemalf3 8 18 Absatz 2 Nr. 2 NKAG.
Jede Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu 10 000,00 € geahndet werden.
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812
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2024 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung tUber die Erhebung eines Kurbeitrags fir die Ortsteile Bad Salz-

detfurth und Detfurth der Stadt Bad Salzdetfurth (Kurbeitragssatzung) vom 10.07.2014 aul3er
Kraft.

Bad Salzdetfurth, den 14.12.2023

Stadt Bad Salzdetfurth

Gez. Gryschka
Blrgermeister
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Vierte Nachtragssatzung
zur Gebiihrensatzung fiir die StraBenreinigung der StraBen der
Stadt Alfeld (Leine) - StraBenreinigungsgebiihrensatzung - vom 11.12.2019

Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG)
in der Fassung vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 11.10.2023 (Nds. GVBI. S. 250), des § 52 des Niedersachsischen StraRengesetzes
(NStrG) in der Fassung vom 24.09.1980 (Nds. GVBI. Seite 359), zuletzt gedndert durch Gesetz
vom 29.06.2022 (Nds. GVBI. S. 420) und des § 5 des Niedersdchsischen Kommunalabgabenge-
setzes (NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. Seite 121), zuletzt gedndert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBI. S. 589) hat der Rat der Stadt Alfeld (Leine)
in seiner Sitzung am 14.12.2023 folgende Satzung beschlossen:

Artikel |

§ 5 erhalt folgende Fassung:
Gebihrensdtze

Die Gebihr betragt jahrlich je Meter Berechnungsfaktor in

e Reinigungsklasse I:
Maschinelle StraBenreinigung: 0,80 €

e Reinigungsklasse Il:
Manuelle StralRenreinigung: 15,56 €

e Reinigungsklasse lll:
Winterdienst: 0,76 €
Artikel Il
Diese vierte Nachtragssatzung tritt mit dem 01.01.2024 in Kraft.
Alfeld (Leine), den 15.12.2023

Stadt Alfeld (Leine)
- Der Blirgermeister -

&\ZJAM[M

(Beushausen)
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Vierzehnte Nachtragssatzung
zur Satzung liber die Erhebung der Abgaben fiir die Abwasserbeseitigung der
Stadt Alfeld (Leine) - Abwasserbeseitigungsabgabensatzung - vom 22.12.2008

Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG)
vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
11.10.2023 (Nds. GVBI. S. 250), des § 5 des Niedersachsischen Kommunalabgabengesetzes
(NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. S. 121), zuletzt gedndert durch Artikel 4
des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBI. S. 589) sowie des § 96 des Niedersachsischen Was-
sergesetzes (NWG) vom 19.02.2010 (Nds. GVBI. S. 64), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBI. S. 578), hat der Rat der Stadt Alfeld (Leine) in seiner
Sitzung vom 14.12.2023 folgende Satzung beschlossen:

Artikel |
§ 15 erhalt folgende Fassung:
Geblihrensdtze
Die Abwassergeblihr betriigt bei der
1. Schmutzwasserbeseitigung 3,36 €/ m?
2. Niederschlagswasserbeseitigung 0,28 € / m?
Artikel Il

Diese vierzehnte Nachtragssatzung tritt mit dem 01.01.2024 in Kraft.

Alfeld (Leine), den 15.12.2023

Stadt Alfeld (Leine)
- Der Blrgermeister -

"‘I—.Q":‘\k/\a\ﬂ:\la*’\
(Beushausen)
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Sechste Anderungssatzung
zur Satzung der Stadt Alfeld (Leine) Uber die Erhebung von Verwaltungskosten im ei-
genen Wirkungskreis (Verwaltungskostensatzung) vom 18. Juni 1992

Aufgrund der 88 10, 58 Abs. 1 Nr. 5 und 111 des Niedersachsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI., S. 576), zuletzt geandert durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 11. Oktober 2023 (Nds. GVBI. S. 250) und des 8§ 4 des Kommunal-
abgabengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. S. 121), zuletzt geandert durch Arti-
kel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBI. S. 589) hat der Rat der Stadt Alfeld (Leine)
in seiner Sitzung am 14.12.2023 die folgende sechste Anderungssatzung zur Verwaltungs-
kostensatzung beschlossen:

Artikel |

Der Kostentarif zu § 2 wird bei folgender laufender Nummer geéandert:

Lfd. | Gegenstand Gebduhr /

Nr. Pauschbetrag

in €

12 Ersatzstiicke flr verlorengegangene Hundesteuermarken 5,00
Artikel 1l

Diese sechste Anderungssatzung mit dem dazugehdrigen Kostentarif tritt am 01.01.2024 in
Kraft. Gleichzeitig tritt der Kostentarif in der Fassung vom 01.01.2023 aul3er Kraft.

Alfeld (Leine), den 15.12.2023

Stadt Alfeld (Leine)
- Der Birgermeister -

&'—: LL‘C‘LM:[QL-\_

(Beushausen)
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Zweite Anderungssatzung

zur Vergniugungssteuersatzung der Stadt Alfeld (Leine) vom 17.12.2015

Aufgrund der 88 10 und 111 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 11. Oktober 2023 (Nds. GVBI. S. 250) sowie des § 5 des Niedersach-
sischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds.
GVBI. S. 121), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds.
GVBI. S. 589), hat der Rat der Stadt Alfeld (Leine) in seiner Sitzung vom 14.12.2023
folgende Satzung beschlossen:

Artikel |

§ 11 Abs. 1 erhélt folgende Fassung:

Steuersatze

Bei der Spielgeratesteuer in den Féllen des § 9 Abs. 1 und 2 (Spielgerate mit Gewinn-
maoglichkeit) betragt der Steuersatz 20 v. H. des Einspielergebnisses.

Artikel 1l

Diese zweite Anderungssatzung tritt mit dem 01.01.2024 in Kraft.
Alfeld (Leine), den 15.12.2023

Stadt Alfeld (Leine)
- Der Burgermeister -

QQ.\;:L\ ﬂ&«:ka—b\

(Beushausen)
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Erste Anderungssatzung
zur Friedhofsgebiihrensatzung vom 16.12.2021

Aufgrund der §§ 10 und 111 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom
17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Oktober 2023
(Nds. GVBI. S. 250) sowie des § 5 des Niedersachsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der
Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. S. 121), zuletzt gedandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
22.09.2022 (Nds. GVBI. S. 589), hat der Rat der Stadt Alfeld (Leine) in seiner Sitzung vom 14.12.2023
folgende Satzung beschlossen:

Artikel |
§ 3 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:
Uberlassung von Grabstellen
Grabnutzungsgebiihren
Geblihrensatz | Verlangerungsgebihr
pro Jahr
Einfache Wahlgraber 2.500,- € 62,50 €
Bevorzugte Wahlgraber 2.857,-€ 71,43 €
Familiengraber (je gm) 2.044,- € 51,10 €
Rasenwahlgraber (2 Grabstellen) 2.444,- € 97,76 €
Zusatzliche Beisetzung einer Ascheurne in einer 20 % der jeweiligen
Wahlgrabstelle fir Erdbestattungen Gebihr
Reihengrab Verstorbene bis 5 Jahre 650,- €
Reihengrab Verstorbene Uber 5 Jahre 1.000,- €
Rasenreihengrab 1.769,- €
Urnenfamilien-Grabstelle 2.347,-€ 58,68 €
Urnendoppel-Grabstelle 1.700,- € 42,50 €
Urnenreihen-Grabstelle 700,- € -
Urnengrabstelle ohne Kennzeichnung 1.400,- € -
Urnengrabstelle mit zentraler Kennzeichnung 1.600,- € -
Urnengrabstelle ,,Blatter im Wind“ 2.132,- € -
Artikel Il
§ 3 Abs. 2 erhalt folgende Fassung:
Bestattungen
Bestattungsgebiihren
Geblihrensatz
Bestattung von Verstorbenen bis 5 Jahre 300,- €
Bestattung von Verstorbenen lber 5 Jahre 825,- €
Bestattung einer Ascheurne 200,- €
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Bestattung an einem Sonn- oder Feiertag

100 % Aufschlag zur
jeweiligen Geblihr

Bestattung an einem Samstag

50 % Aufschlag zur
jeweiligen Geblhr

Bestattung auBerhalb der Dienstzeit

25 % Aufschlag zur
jeweiligen Geblhr

Offnen eines Ascheurnengrabes 130,- €
Umbettung einer Leiche oder deren Uberreste 3.394,- €
Umbettung einer Ascheurne 298,- €
Ausgrabung einer Leiche oder deren Uberreste 2.594,- €
Ausgrabung einer Ascheurne 271,-€
Wiederbeisetzung einer Leiche oder deren Uberreste 1.883,-€
Wiederbeisetzung einer Ascheurne 286,- €
Sarg-/Urnentrager je Trager 150,- €
Ausschmiicken der Gruft (nur Sargbestattung) 145,- €
Artikel 111

§ 3 Abs. 3 erhalt folgende Fassung:
Sonstige Geblhren

sonstige Gebiihren

Geblihrensatz

Benutzung der Friedhofskapelle mit Feier 400,- €
Benutzung der Friedhofskapelle ohne Feier 300,- €
Aufbewahrung von Leichen, die nicht auf einem stadtischen Friedhof 74,- €

bestattet werden, je Tag

Genehmigung von Grabausstattungen und Denkmalen, inkl.
Uberpriifung der Standfestigkeit und das Abrdumen bei der Einebnung
der Grabstelle

12 % des vereinbarten
Herstellerentgelts inkl. der
gesetzl. Mehrwertsteuer

Artikel IV

Diese erste Anderungssatzung tritt mit dem 01.01.2024 in Kraft.

Alfeld (Leine), den 15.12.2023

Stadt Alfeld (Leine)
- Der Burgermeister -

:’:32*’:& L\M( A

(Beushausen)
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Hauptsatzung

der Stadt Alfeld (Leine)

Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niederséchsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geéndert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 21. Juni 2023 (Nds. GVBI. S. 111) hat der Rat der Stadt
Alfeld (Leine) in seiner Sitzung am 14.12.2023 folgende Hauptsatzung beschlossen:

(2)

(3)

(4)

(5)

(1)

(2)
(3)

§1

Bezeichnung, Name, Rechtsstellung
Die Gemeinde fiihrt die Bezeichnung und den Namen ,Stadt Alfeld (Leine)".

Die Landesregierung hat ihr durch Beschluss vom 31.01.1989 die
Rechtsstellung einer selbstandigen Gemeinde nach § 14 Abs. 4 S. 1 NKomVG
verliehen. Die den selbstandigen Gemeinden obliegenden besonderen
Aufgaben sind auf die Stadt Alfeld (Leine) mit Wirkung vom 01.07.1989
ubergegangen. _

In die Stadt Alfeld (Leine) wurden am 01.03.1974 die bis dahin selbstémdigen
Gemeinden Brunkensen, Dehnsen, Eimsen, Féhrste, Gerzen, Horsum, Imsen,

‘Langenholzen, Limmer, Lutgenholzen, R&llinghausen, Sack, Warzen,

Wettensen und Wispenstein eingegliedert. Sie bleiben als Ortsteile mit ihrem
Namen erhalten.

Die Ortsteile Dehnsen, Fohrste, Eimsen, Gerzen, Hoérsum, Limmer,
Réllinghausen, Warzen und Wettensen sind Ortschaften im Sinne des § 90
Abs. 1 NKomVG.

Die Ortsteile

a) Brunkensen und Litgenholzen
b) Imsen und Wispenstein
¢) Langenholzen und Sack

bilden mit Wirkung vom 01.11.2016 jeweils eine Orischaft.

§2
Wappen, Flagge, Fahnen und Dienstsiegel

Das Wappen der Stadt Alfeld (Leine) zeigt in rot ein silbernes Stadttor mit zwei
viereckigen Zinntiirmen rechts und links und einem gotischen Treppengiebel
inmitten. Im spitzbogigen Torraum ein goldenes Fallgatter, davor lehnt schrag
nach rechts ein halbrundes Wappenschild in gold und rot quadriert, in der Mitte
mit einer blauen gebuckelten Scheibe belegt.

Die Farben der Stadt sind: gold - rot.

Das Dienstsiegel enthalt das Wappen und die Umschrift ,Stadt Alfeld (Leine)".
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Die Flagge der Stadt Alfeld {Leine) enthalt als Hintergrund die Stadtfarben und
im Vordergrund das Wappen der Stadt.

Eine Verwendung des Stadtwappens und des Stadinamens zu nicht
behdrdlichen Werbezwecken ist nur mit Genehmigung der Stadt zulassig. Uber
die Genehmigung entscheidet :die hauptamtliche Birgermeisterin/der
hauptamtliche Blrgermeister. '

§3
Zustindigkeit des Rates

Uber Rechtsgeschéfte nach § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG beschlief3t der Rat,
wenn der Vermdgenswert 2.500 € Obersteigt.

Uber Vertrage der Stadt nach § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG mit dem/der Biir-
germeister(in), deren Vermodgenswert 2.500 € nicht Ubersteigt, beschliefit der

Verwaltungsausschuss.

Uber Vertrage der Stadt nach § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG mit Ratsfrauen,
Ratsherren und sonstigen Mitgliedern von Ausschissen und von Ortsraten,
deren Vermoégenswert 2500 € nicht Ubersteigt, entscheidet der/die
Biirgermeister(in). '

§ 4

Ortsrite

Fir die Ortschaften Brunkensen/Litgenholzen, Dehnsen, Eimsen, Féhrste,
Gerzen, Hérsum, Imsen/Wispenstein, Langenholzen/Sack, Limmer,
Réllinghausen, Warzen werden Ortsrdte, bestehend aus je . funf
Ortsratsmitgliedern, gewahlt. Die Mitgiieder der Ortsrdte werden von den
Wahlberechtigten der Ortschaft zugleich mit dem Rat der Stadt nach den dafur
maRgebenden Vorschriften des NKomVG und des Niedersédchsischen
Kommunalwahlgesetzes (NKWG) gewahit.

Aus der Mitte des Ortsrates ist ein{e) Vorsitzende(r) und ein(e)
stellvertretende(r) Vorsitzende(r) zu wahlen. Sie fihren die Bezeichnung
,Ortsbiirgermeister(in)* bzw. ,Stellvertretende(r) Ortsblirgermeister(in)*.

Der/die Ortsbilrgermeister(in) erfulit Hilfsfunktionen fur die Verwaltung der Stadt
Alfeld (Leine) im Rahmen des § 6 Abs. 4 dieser Satzung; § 95 Abs. 2 &. 1
NKomVG gilt entsprechend. Der/die Ortsbiirgermeister(in) kann die Ubernahme
von Hilfsfunktionen ablehnen.

Der Ortsrat wahrt die Belange der Ortschaft und wirkt auf ihre gedeihliche Ent-
wicklung innerhalb der Stadt Alfeld (Leine) hin. Soweit nicht der Rat nach § 58
Abs. 1 NKomVG ausschlieBlich zustandig ist und soweit es sich nicht um
Aufgaben handelt, die nach § 85 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 7 NKomVG der / dem
Biirgermeister(in) obliegen, entscheidet der Ortsrat unter Beachtung der
Belange der gesamten Stadt in folgenden Angelegenheiten:

2
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a) Festlegung der Reihenfolge der Arbeiten zum Um- und Ausbau sowie zur
Unterhaltung und Instandsetzung von Stralen, Wegen und Platzen, deren
Bedeutung Uber die Ortschaft nicht hinausgeht, einschiiefllich der Beleuch-
tungseinrichtungen.

b) Pflege des Ortsbildes und Ausgestaltung der ortlichen Park- und
Grinanlagen, deren Bedeutung nicht wesentlich Uber die Ortschaft
hinausgeht.

¢) Forderung und Durchfihrung von Veranstaltungen der Heimatpflege und
des Brauchtums in der Ortschaft.

d) Pflege vorhandener Patenschaften und Partherschaften.

Dem Ortsrat sind die fur die Erledigung seiner Aufgaben erforderlichen Mittel
zur Verfiigung zu stellen. Das Recht des Rates zum Erlass der
Haushaltssatzung wird dadurch nicht bertihrt. Die Ortsrate sind jedoch insoweit
bei den Beratungen der Haushaltssatzung rechtzeitig zu héren. Den Ortsraten
werden Haushaltsmittel als Budget zur Verfigung gestelit. Naheres hierzu
regelt eine Richtlinie, die der Rat der Stadt Alfeld (Leine) zu erlassen hat.

Der Ortsrat ist zu allen wichtigen Fragen, die die Ortschaft bertihren, rechtzeitig
zu horen. Das Anhorungsrecht besteht vor der Beschlussfassung des Rates
oder des  Verwaltungsausschusses  insbesondere in  folgenden
Angelegenheiten:

a) Planung und Durchfihrung von Investitionsvorhaben in der Ortschaft,

b) Aufstellung, Anderung, Erganzung  und Aufhebung des
Flachennutzungsplanes sowie von Satzungen nach dem Bundebaugesetz
und dem Stadtebauférderungsgesetz, soweit sie sich auf die Ortschaft
beziehen,

c) Errichtung, Ubernahme, wesentliche Anderung und Aufhebung von
offentlichen Einrichtungen in der Ortschaft, Unterhaltung, Ausstattung und
Benutzung der in der Orischaft gelegenen offentlichen Einrichtungen wie
Buichereien, Sportanlagen, Friedhdfe u. &. sozialen und Kkulturellen
Einrichtungen, deren Bedeutung Uber die Ortschaft nicht hinausgeht mit
Ausnahme der Schulen,

d) Forderung von Vereinen, Verbdnden und sonstigen Vereinigungen in der
Ortschaft,

e) Ausbau und Umbau sowie Benennung und Umbenennung von Straf3en,
Wegen und Platzen, "

f) Veraulerung, Vermietung und Verpachtung von Grundvermégen der Stadt,
soweit es in der Ortschaft gelegen ist,

g) Anderungen der Grenzen der Ortschaft.
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Der Ortsrat kann in allen Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen,
Vorschidge machen und Anregungen geben. Uber die Vorschlage muss das
zustandige Organ der Stadt innerhalb von vier Monaten entscheiden. Bei der
Beratung der Angelegenheit im Rat, im Verwaltungsausschuss oder in einem
Ratsausschuss hat der/die Ortsbiirgermeister(in) oder sein/ihre Stellvertreter
(in) das Recht, gehort zu werden.

Den Ortsraten werden Haushaltsmittel in dem durch die Haushaltssatzung
festgelegten Umfang als Budget zugewiesen.

§5

Ortsvorsteher(in)

Fiur die Orischaft Wettensen wird ein(e) Ortsvorsteher(in) nach den
Bestimmungen des § 96 Abs. 1 NKomVG bestellt.

Der/die Ortsvorsteher(in) ist in das Ehrenbeamtenverhditnis zu berufen.

Der/die Ortsvorsteher(in) hat die Belange der Ortschaft gegeniber den
Organen der Gemeinde zur Geltung zu bringen. Er/Sie ist zu allen wichtigen
Fragen, die die Ortschaft beriihren, rechtzeitig zu héren. Das Anhdrungsrecht
besteht  vor der Beschlussfassung des Rates oder des
Verwaltungsausschusses insbesondere in folgenden Angelegenheiten:

a} Aufstellung, Anderung, Ergénzung und Aufhebung des
Flachennutzungsplanes sowie von Satzungen nach dem Bundesbaugesetz
und dem Stadtebeférderungsgesetz, soweit sie sich auf die Ortschaft
beziehen,

b) Planung und Durchfiihrung von Investitionsvorhaben in der Ortschatt, |

¢) Errichtung, Ubernahme, wesentliche Anderung und Aufhebung von
offentlichen Einrichtungen in der Ortschaft,

d) Ausbau und Umbau sowie Benennung und Umbenennung von Stralien,
Wegen und Platzen,

e) VerauBerung, Vermietung und Verpachtung von Grundvermdgen der
Gemeinde, soweit es in der Ortschaft gelegen ist,

f) Anderung der Grenzen der Ortschaft.

Bei der Beratung der Angelegenheiten des Anhoérungsrechtes im Rat, im
Verwaltungsausschuss oder in einem Ratsausschuss, hat der/die Ortsvorsteher(in)
das Recht, gehort zu werden. '

(4)

Der/die Ortsvorsteher(in) tibt im Interesse einer blrgermahen Verwaltung
Hilfsfunktionen fir die Stadtverwaltung aus. Hierzu zéhlen insbesondere:

a) die Mithilfe bei statistischen Erhebungen und bei sonstigen Z&hlungen und
Untersuchungen,
' 4
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die Aufstellung von Vorschlagslisten fur den Ausbau von Wirtschaftswegen
im Rahmen des Grinen Planes, falls keine Feldmarkgenossenschaft
bestehi,

die Organisation und Durchflihrung von Versammlungen,
die Mithilfe bei Notstanden,
die Mithilfe bei der Betreuung von Senioren,

die Ausgabe von Antragsvordrucken, die Annahme von Antrégen in allen
Verwaltungsangelegenheiten, die Weiterleitung von Antrdgen an die Stadt-
verwaltung und die Ausfilhrung der Bescheinigung der Antrage (z.B. Aus-
handigung eines beantragten Personalausweises),

die Uberwachung aller 6ffentliche StraBen, Wege und Piétze der Ortschaft
auf ihren verkehrssicheren Zustand. Die Uberwachung umfasst auch die
Kontrolle der Stralken der Ortschaft auf Durchfihrung des Winterdienstes
durch die Stadt, soweit diese zur Rdumung von Schnee, Beseitigung von
Schnee- und Eisglatte nach der Straenreinigungssatzung verpflichtet ist,

die Ermittlung von Gefahren, die die éffentliche Sicherheit und Ordnung in
der Ortschaft gefahrden, die Meidung der Gefahren an die Stadtverwaltung
und die Anordnung von SofortmaBnahmen im Wege polizeilicher
Verfligungen bei akuter Gefahr,

die Uberwachung von &ffentlichen Einrichtungen, Gebauden und
Grundstiicken der Stadt (z.B. Schul, Sport-, Abwasser- und
Wasserversorgungsanlagen, bebaute und unbebaute Grundstiicke usw.),

Mithitfe bei Erhebungen auf dem Steuer- und Abgabensektor,

Die Uberwachung von Lieferungen und Leistungen fur die Einrichtungen
der Ontschaft (z.B. Baumaterialien) und die Vornahme von Richtigkeitsbe-
scheinigungen auf Rechnungen, Lieferscheinen, Lohnzettein usw.,

Mithilfe bei der Vorbereitung und Durchfihrung von Wahien,

die Vornahme von Ortshesichtigungen .und ortlichen Ermittlungen auf
Antrag von Amtern der Stadtverwaltung,

Beratung der Biirgermeisterin / des Burgermeisters, der Dezernentinnen
und Dezernenten und der Amtsleiterinnen und Amtsleiter in Verwaltungsan-
gelegenheiten der Ortschaft.
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§6

Beamtinnen und Beamte auf Zeit

Der Rat beruft die allgemeine Vertreterin/den aligemeinen Vertreter der Bur-
germeisterin/des Biirgermeisters als ,Erste Stadtratin® / Erster Stadtrat” in das
Beamtenverhaltnis auf Zeit.

Die Erste Stadtratin/der Erste Stadtrat gehort dem Verwaltungsausschuss mit
beratender Stimme an.

. §7
Ehrenamtliche Vertretung
der Biirgermeisterin / des Biirgermeisters

Die/der hauptamtliche Biirgermeister(in) hat eine(n) ehrenamtliche(n) Vertreter(in).
Sie/Er fuihr die Bezeichnung ,Erste(r) stellvertretende (r) Birgermeister(in)”.

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

§8

Anregungen und Beschwerden

Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von
mehreren Personen bei der Stadt gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie
eine Person zu benennen, die sie gegentber der Stadt vertritt. Bei mehr als funf
Antragstellerinnen oder Antragstellern kénnen bis zu zwei Vertreter(innen) oder
Vertreter benannt werden.

“Den Antragstellerinnen oder Antragstellern kann -aufgegeben werden, den

Antrag in der fiir eine ordnungsgeméfe Beratung erforderlichen Anzahl
vorzulegen.

Die Beratung kann zuriickgestelit werden, solange den Anforderungen der
Absiatze 1 und 2 nicht entsprochen ist.

Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Stadt Alfeld
(Leine) zum Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwal-
tungsausschuss von der Burgermeisterin oder dem Birgermeister ohne Bera-
tung den Antragstellerinnen oder Antragstellern zurlickzugeben. Dies gilt auch
fur Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhait haben (z.B.
Fragen, Erkldrungen, Absichten usw.) '

Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder
gegen die guten Sitten verstoRen, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwal-
tungsausschuss ohne Beratung zurlickzuweisen.

Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das
Antragsbegehren  Gegenstand eines noch nicht  abgeschlossenen
Rechtsbehelfs- oder Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden
Burgerbegehrens oder Birgerentscheides ist oder gegentiber bereits erledigten
Anregungen oder Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthalt.
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Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Verwaltungsaus-
schuss Ubertragen, sofern fir die Angelegenheiten nicht der Rat gem&B § 58
Abs. 1 NKomVG ausschlieRlich zustdndig ist. Der Rat und der
Verwaltungsausschuss kénnen Anregungen oder Beschwerden zur Mitberatung
an die zustéandigen Fachausschisse Uberweisen.

§9

Bekanntmachungen

Satzungen, Verordnungen und Allgemeinverfigungen der Stadt Alfeld (Leine)
sowie der Flachennutzungsplan werden im elektronischen ,Amtsblatt fiir den
Landkreis Hildesheim® im Internet unter der Adresse
www.landkreishildesheim.de bekannt gemacht. '

Sind Plane; Karten, Zeichnungen oder andere Anlagen seibst eine bekanntzu-
machende Angelegenheit oder Bestandteil einer bekanntzumachenden Angele-
genheit oder eignet sich der bekanntzumachende Text wegen seines Umfangs
nicht oder nicht in vollem Wortlaut zur Bekanntmachung, so kann diese durch
Auslegung in einem Dienstgebsude der Stadtverwaltung ersetzt werden.

Auf die Auslegung wird unter Angabe des Ortes und der Dauer der Auslegung
im elektronischen ,Amtsblatt fiir den Landkreis Hildesheim® hingewiesen. Die
Dauer der Auslegung betragt zwei Wochen, soweit nichts anderes
vorgeschrieben ist. :

Ein Hinweis auf die Verdffentlichung nach Abs. 1 und 2 wird in der ,Alfeider
Zeitung* bekannt gemacht. Fur die rechtliche Wirkung sind jedoch
ausschlieBlich Abs. 1 und 2 mafigebend.

Sonstige Bekanntmachungen werden in der ,Alfelder Zeitung® und auf der
Internetseite www.alfeld.de bekannt gemacht.

§10
Einwohnerversammliungen

Bei Bedarf unterrichtet die/der Birgermeister/in die Einwohner(innen) durch
Einwohnerversammiungen filr die ganze Stadt oder fir Teile des Stadtgebietes oder
fir Ortschaften. Zeit, Ort und Gegenstand der Einwohnerversammlungen sind
mindestens acht Tage vor der Veranstaltung 6ffentlich bekanntzumachen.

(1)

. § 11 _
Film- und Tonaufnahmen in 6ffentlichen Sitzungen des Rates

In &ffentlichen Sitzungen durfen Vertreterinnen/Vertreter der Medien sowie die
Verwaltung Film- und Tonaufnahmen von den Mitgliedern der Vertretung mit
dem Ziel der Berichterstattung anfertigen. Die Anfertigung der Aufnahmen ist
der/dem Vorsitzenden vor Beginn der Sitzung anzuzeigen. Sie oder er hat die
Mitglieder des Rates zu Beginn der Sitzung dariiber zu informieren.
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(2) Ratsfrauen und Ratsherren konnen verlangen, dass die Aufnahme ihres
Redebeitrages oder die Berichterstattung der Aufnahme’ unterbleibt. Das
Verlangen ist gegenuber der/dem Vorsitzenden geltend zu machen und im
Protokoll zu dokumentieren. Die/der Vorsitzende hat im Rahmen seiner
Ordnungsgewalt (§ 63 NKomVG) dafur Sorge zu tragen, dass die Aufnahmen
unterbleiben.

(3)  Film- und Tonaufnahmen von anderen Personen als den Mitgliedern des
Rates, inshesondere von Einwohnerinnen und Einwohnern sowie von
Beschéftigten der Stadt Alfeld (Leine), sind nur zulassig, wenn diese Personen
eingewilligt haben.

(4) Die Zulassigkeit von Tonaufnahmen zum Zwecke der Erstellung des
Protokolls bleibt davon unberiihrt.

§11a
Teilnahme an Sitzungen durch Zuschaltung per Videokonferenztechnik

(1)  Ratsfrauen und Ratsherren, ausgenommen die/der Vorsitzende des Rates der
Stadt Alfeld (Leine), kénnen an den Sitzungen des Rates durch Zuschaltung
per Videokonferenztechnik teilnehmen.

Die Teilnahme an Sitzungen durch Zuschaltung per Videokonferenztechnik ist
der Verwaltung spéatestens zwei Tage vor der Sitzung anzuzeigen.

(2) Sind auf der Tagesordnung Wahlen im Sinne des § 67 NKomVG oder
geheime Abstimmungen nach § 66 Abs. 2 NKomVG vorgesehen, ist eine
Teilnahme durch Zuschaltung per Videokonferenztechnik unzuléssig.

(3)  Anhérungen nach § 62 Abs. 2 NKomVG konnen durch ZuschaItUng der
anzuhorenden Person per Videokonferenztechnik durchgefihrt werden.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten nicht fur die Sitzungen des
Verwaltungsausschusses und der Ortsrate.
§12

Inkrafttreten

Diese Haup’tsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig
tritt die bisherige Hauptsatzung vom 08.07.2022 aulRer Kraft.

Alfeld (Leine), 15.12.2023

Stadt Alfeld (Leine)

:Qa\-:\_bt |
(Burgermeister)

B
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913 - Amt fiir Migration, Integration und Demographie
Team Asylbewerberleistung

AZ: 194803-RomA

Offentliche Zustellung

GemaR & 41 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in  Verbindung mit § 10
Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) wird hiermit offentlich bekannt gemacht, dass der
Einstellungsbescheid nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) des Landkreises Hildesheim,
Amt flir Migration und Integration, Team Asylbewerberleistungen, Marie-Wagenknecht-StraRe 3,
31134 Hildesheim vom 16.12.2023, Aktenzeichen: 194803-RomA gerichtet an:

Herrn Levani TCHITCHINADZE

zuletzt ansassig: Im Winkel 6, 31162 Bad Salzdetfurth

wahrend der Sprechzeiten bei dem Landkreis Hildesheim, Team Asylbewerberleistungen, eingesehen
bzw. abgeholt werden kann.

Die Zustellung war nach den oben benannten Vorschriften durchzufiihren, weil der Aufenthaltsort des
Empfangers unbekannt ist.

Hildesheim, den 16.12.2023

Im Auftrag

A\

Herr Romer
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913 - Amt fiir Migration, Integration und Demographie
Team Asylbewerberleistung

AZ: 180476-Conl

Offentliche Zustellung

GemiR §& 41  Verwaltungsverfahrensgesetz  (VWVfG) in  Verbindung mit § 10
Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) wir hiermit &6ffentlich bekannt gemacht, - dass der
Einstellungsbescheid nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) des Landkreises Hildesheim,
Amt fiir Migration und Integration, Team Asylbewerberleistungen, Marie-Wagenknecht-StraRe 3,
31134 Hildesheim vom 18.12.2023, Aktenzeichen: 180476-ConJ gerichtet an:

Herrn Ayman BOUYNAZAR
zuletzt ansassig: Hauptstr. 39, 31084 Freden

wahrend der Sp_rechzeiten,bei dem Landkreis Hildesheim, Team Asylbewerberleistungen, eingesehen
bzw. abgeholt werden kann.

Die Zustellung war nach den oben benannten Vorschriften durchzufiihren, weil der Aufenthaltsort des
Empfangers unbekannt ist.

Hildesheim, den 18.12.2023

Im Auftrag
N\

b I?
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913 - Amt fiir Migration, Integration und Demographie
Team Asylbewerberleistung

AZ: 38593-Conl

Offentliche Zustellung

GemdR § 41 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwWVfG) - in  Verbindung mit § 10
Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) wir hiermit offentlich bekannt gemacht, dass der
Einstellungsbescheid nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) des Landkreises Hildesheim,
Amt fir Migration und Integration, Team Asylbewerberleistungen, Marie-Wagenknecht-StraRe 3,
31134 Hildesheim vom 18.12.2023, Aktenzeichen: 38593-Con! gerichtet an:

Herrn Sultan Shah SHERZED
zuletzt anséssig:' Hauptstr. 62, 31171 Nordstemmen

‘wahrend der Sprechzeiten bei dem Landkreis Hildesheim, Team Asylbewerberleistungen, eingesehen
bzw. abgeholt werden kann.

Die Zustellung war nach den oben benannten Vorschriften durchzufiihren, weil der Aufenthaltsort des
Empféangers unbekannt ist.

Hildesheim, den 18.12.2023

Im Auftrag

JE/M ’
onrad
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913 - Amt fuir Migration, Integration und Demographie
Team Asylbewerberleistung

AZ: 38374-Con)

Offentliche Zustellung

GemiR § 41 Verwaltungsverfahrensgesetz  (VwWVfG) in  Verbindung  mit § 10
Verwaltungszustellungsgesetz - (VWZG) wir hiermit offentlich bekannt gemacht, dass der
Einstellungsbescheid nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) des Landkreises Hildesheim,
Amt fiir Migration und Integration, Team Asylbewerberleistungen, Marie-Wagenknecht-Strale 3,
31134 Hildesheim vom 18.12.2023, Aktenzeichen: 38374-Con) gerichtet an:

Herrn Halidou NONNI
‘zuletzt anséssig: Hauptstr. 39, 31084 Freden

wihrend der Sprechzeiten bei dem Landkreis Hildesheim, Team Asylbewerberleistungen, eingesehen
bzw. abgeholt werden kann.

Die Zustellung war nach den oben benannten Vorschriften durchzufiihren, weil der Aufenthaltsort des
Empfiangers unbekannt ist.

Hildesheim, den 18.12.2023

Im Auftrag
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913 - Amt fiir Migration, Integration und Demographie
Team Asylbewerberleistuing

AZ: 195686-Conl

Offentliche Zustellung

GemdB § 41 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in  Verbindung mit § 10
Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) wir hiermit &ffentlich bekannt gemacht, dass der
Einstellungsbescheid nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) des Landkreises Hildesheim,
Amt fiir Migration und Integration, Team Asylbewerberleistungen, Marie-Wagenknecht-StraRe 3,
31134 Hildesheim vom 18.12.2023, Aktenzeichen: 195686-Con) gerichtet an:

Herrn Abdo MOHAMMED
zuletzt ansdssig: Hauptstr. 39, 31084 Freden.

wadhrend der Sprechzeiten bei dem Landkreis Hildesheim, Team Asylbewerberleistungen, eingesehen
bzw. abg_eholt werden kann.

Die Zustellung war nach den oben benannten Vorschriften durchzufiihren, weil der Aufenthaltsort des
Empfangers unbekannt ist.

Hildesheim, den 18.12.2023

Im Auftrag

7 /
e
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1.Satzung zur Anderung der Satzung iiber die Festsetzung der
Realsteuerhebesitze in der Stadt Hildesheim

Aufgrund der §§ 10, 58, 111 Abs. 1 und 112 Abs. 2 des Niedersachsischen Kommunal-
verfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.10.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt gedndert
durch Gesetz vom 11.10.2023 (Nds. GVBIL. S. 250), des § 1 des Niederséchsischen
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017, (Nds. GVBIl. S. 121), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 22.09.2022 (Nds. GVBI. S.420), der §§ 1 und 25 Abs. 3 des
Grundsteuergesetzes (GrStG) in der Fassung vom 07.07.2021 (BGBI. S. 502) und des § 1
des Gesetzes zur Ubertragung der Festsetzung und Erhebung der Realsteuern auf die
hebeberechtigten Gemeinden (Realsteuer-Erhebungsgesetz) vom 22.12.1981 (Nds.
GVBI. S. 423) hat der Rat der Stadt Hildesheim in seiner Sitzung am 18.12.2023 folgende
Anderung der Realsteuerhebesatze beschlossen:

Artikel |

Nr.1: § 1 wird wie folgt neu gefasst:

Hebesatze
Die Hebesatze fur die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt:

1. Grundsteuer
1.1 fur die Betriebe der Land- und Forstwirtschaft (Grundsteuer A) 650 v. H.

1.2 fur die Grundstiicke (Grundsteuer B) 650 v. H.

Artikel Il

Diese Anderung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft.

Hildeshejm, 19.12.2023

Oberpirgermeister
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7. Anderung
der Hundesteuersatzung der Stadt Hildesheim

Aufgrund der §§ 10 Abs. 1, 58 Abs. 1 Nr. 5 und 111 Abs. 1 des Niedersachsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt
geadndert durch Gesetz vom 11.10.2023 (Nds. GVBI. S. 250) und des § 3 des
Niedersdchsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. S.
121), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 22.09.2022 (Nds. GVBI. S. 420), hat der Rat der
Stadt Hildesheim in seiner Sitzung 18.12.2023 folgende 7. Anderung zu der
Hundesteuersatzung der Stadt Hildesheim vom 20.11.1989 beschlossen:

Artikel |
§ 3 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
(1) Die Steuer betragt jahrlich:
a) fur den ersten Hund 150,00 €
b) fUr jeden weiteren Hund 210,00 €.
Artikel 11

Diese Anderung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft.
Hildesheim/#19.12.2023

/)

Dr. lhgo Meyer
Obgrbirgermeister
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4. Anderung
der Satzung (liber die Erhebung einer Zweitwohnungsteuer

Aufgrund der §§ 10 Abs.1, 58 Abs. 1 Nr. 5 und 111 Abs. 1 des Niedersachsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 11.10.2023 (Nds. GVBI. S. 250) und des § 3 des
Niedersachsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. S.
121), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 22.09.2022 (Nds. GVBI. S. 420), hat der Rat der
Stadt Hildesheim in seiner Sitzung am 18.12.2023 folgende 4. Anderung zu der Satzung
Uber die Erhebung einer Zweitwohnungsteuer der Stadt Hildesheim vom 17.07.2006
beschlossen:

Artikel |

§ 4 wird wie folgt neu gefasst:
Steuersatz
Die Steuer betragt 18 v.H. der Bemessungsgrundlage
Artikel 1l

Diese Anderung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft.

Hildesheimi, 19.12.2023

le. Ing yer
Oberburgermeister
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5. Anderung
der Vergniigungssteuersatzung der Stadt Hildesheim

Aufgrund der §§ 10 Abs. 1, 58 Abs. 1 Nr. 5 und 111 Abs. 1 des Niedersachsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 11.10.2023 (Nds. GVBI. S. 250) und des § 3 des
Niedersachsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017 (Nds. GVBI. S.
121), zuletzt geandert durch Gesetz vom 22.09.2022 (Nds. GVBI. 420), hat Rat der Stadt
Hildesheim in seiner Sitzung am 18.12.2023 folgende 5. Anderung =zu der
Vergniigungssteuersatzung der Stadt Hildesheim vom 30.05.2006 beschlossen:

Artikel |

§ 16 wird wie folgt neu gefasst:

Steuersatze

(1) Bei der Spielgeratesteuer in den Fallen des § 15 Abs. 2 und 3 betragt der Steuersatz
25 v.H. des Einspielergebnisses.

(2) Bei der Spielgeratesteuer in den Fallen des § 15 Abs. 4 betragt der Steuersatz 25 v.

H. des Einspielergebnisses, jedoch mindestens fir jeden angefangenen Kalender-
monat und fur jedes Gerat bei

a) Gerate ohne Gewinnmaglichkeit 26,00 €
b) Gerate oder vergleichbare Spielsysteme, die mit Weiterspielmarken
Chips, Token oder ahnlichen Spiel-/Wertmarken bespielt werden, aufgestellt

1. in Spielhallen 140,00 €

2. nicht in Spielhallen 52,00 €

¢) Musikautomaten 16,00 €
Artikel Il

Diese Anderung tritt am 01. Januar 2024 in Kraft.
Hildesheimy 19.12.2023

)

Dr. Ingo Meyer
Oberburgermeister
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1. Verordnung zur Anderung der Verordnung liber das
Landschaftsschutzgebiet
,Beuster und Kalte Beuster*”
in den Gemeinden Diekholzen und Sibbesse und
der Stadt Bad Salzdetfurth, Landkreis Hildesheim
LSG HI 072
vom 17.12.2018

Artikel 1
Anderung der Verordnung uber das Landschaftsschutzgebiet
,Beuster und Kalte Beuster*

Die Verordnung Uber das Landschaftsschutzgebiet ,Beuster und Kalte Beuster” in den
Gemeinden Diekholzen und Sibbesse und der Stadt Bad Salzdetfurth, Landkreis Hildesheim,
LSG HI 072 vom 17.12.2018 (Amtsblatt Nr. 2 vom 09. Januar 2019, S. 34) wird wie folgt
geandert:

1.

2.

3.

Die Praambel wird wie folgt neu gefasst:

Aufgrund der 88 22 Abs. 1, 26 und 32 Abs. 2 und 3 des Bundesnaturschutzgesetzes
(BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt ge&ndert durch Art.
3 Erstes G zur And. des Elektro- und ElektronikgerateG, der Entsorgungsfach-betriebeVO
und des BundesnaturschutzG vom 8.12.2022 (BGBI. | S. 2240), i. V. m. 88 19 und 32 Abs.
1 und 2 des Niedersachsischen Naturschutzgesetz (NNatSchG) in der Fassung vom
19.02.2010 (Nds. GVBI. S. 104) zu-letzt geandert durch Art. 2 G zur And. des G (iber den
Nationalpark ,Niedersachsisches Wattenmeer® und des AusfihrungsG zum
BundesnaturschutzG sowie zur And. weiterer Gesetze vom 22.9.2022 (Nds. GVBI. S. 578),,
Nds. Jagdgesetz (NJagdG) vom 16.3.2001 (Nds. GVBI. S. 100, zuletzt gedndert durch Art.
1 und 2 G zur And. des JagdG und weiterer Vorschriften sowie zur Aufhebung der WolfsvVO
vom 17.5.2022 (Nds. GVBI. S. 315), Gewasserschutz- und Waldrecht vom 11.11.2020
(Nds. GVBI. S. 451), sowie § 58 Abs. 1 Nr. 5 sowie 88 10 und 11 Niederséachsisches
Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) (Nds. GVBI. 2010, S. 576), das zuletzt geandert
wurde durch Art. 1 G zur And. des KommunalverfassungsG und anderer kommunalrechtl.
Vorschriften vom 13.10.2021 (Nds. GVBI. S. 700, ber. 2021 S. 730) wird vom Landkreis
Hildesheim verordnet:

§ 1 (3) wird wie folgt um Satz 3 erganzt:

3Daruber hinaus umfasst das LSG Teilflachen des Europaischen Vogelschutzgebiets , V44
Hildesheimer Wald* gemaR der Richtlinie 2009/147/EG (Vogelschutzrichtlinie) des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 30.11.2009 uber die Erhaltung der
wildleben-den Vogelarten (ABl. EU Nr. L 20 S. 7), zuletzt geandert durch Richtlinie
2013/17/EU des Rates vom 13.5.2013 (ABI. EU Nr. L 158 S. 193) und ist damit Teil des
koharenten européischen 6kologischen Netzes ,Natura 2000".

8§ 3 (2) wird wie folgt geandert:
a. Folgender Schutzzweck wird erganzt

3. des Lebensraumtyps 9130 Waldmeister-Buchenwalder (Anhang | FFH-Richtlinie):

Erhaltung und Entwicklung naturnaher, strukturreicher Bestande auf mehr oder
weniger basenreichen, mafig trockenen bis maRig feuchten Standorten mit
natirlichem Relief und intakter Bodenstruktur tiw. ohne Nutzung. Die Naturverjiingung
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der Buche und der lebensraumtypischen standortgerechten Mischbaumarten ist
weitgehend ohne Gatter mdglich. Die lebensraumtypischen Tier- und Pflanzenarten
der mesophilen Buchenwalder kommen in stabilen Populationen vor.

Besonderer Schutzzweck ist die Erhaltung und Entwicklung von buchendominierten
Waldern mit mehreren nattrlichen oder naturnahen Entwicklungsphasen insbesondere
mit einem hohen Anteil von Altholz, lebenden Habitatbaumen sowie starkem liegendem
und stehendem Totholz

aus Nr. 3 wird Nr. 4
aus Nr. 4 wird Nr. 5
aus Nr. 5 wird Nr. 6
aus Nr. 6 wird Nr. 7

® 2 o0 o

4. 8 3 wird wie folgt um Absatz 3 und 4 erganzt:

(3)Besonderer Schutzzweck als Teil des europaischen Vogelschutzgebiets V 44
.Hildesheimer Wald" ist die Erhaltung oder Wiederherstellung eines gunstigen
Erhaltungszustandes inshesondere der Wert bestimmenden Anhang I-Arten (Art. 4
Abs. 1 Vogelschutzrichtlinie) fur

1. den Mittelspecht durch
¢ einen ausreichend groRRen Eichen-Anteil aller Altersstufen mit einem hohen Anteil
an Eichen-Altholz bei Erhaltung und Weiterentwicklung des Referenzzustandes
der vorkommenden Bestande

e Erhalt und Wiederherstellung von reich strukturierten alten Laub- und
Mischwaldern mit einem hohen Alt- und Totholzanteil,

e Lebensraumvernetzung durch Entwicklung / Ausweitung entsprechender linearer
Strukturen (z.B. Anpflanzung von Eichenalleen),

e Verzicht auf grof3flachige Kahlschlage im Laubwald oder Isolierung geeigneter
Lebensraume.

2. den Wespenbussard durch
e Schutz der Brutplatze vor Stérungen (Horstschutz, Ruhezonen im weiten Umfeld
um die Horstbaume),
e Erhalt und Entwicklung von Altholzbestanden,
e Erhalt und Entwicklung von Nahrungshabitaten in raumlichem Verbund mit
Bruthabitaten (z.B. Magerrasen, Lichtungen, Brachflachen, Schneisen und
Wegrénder),

3. den Schwarzstorch durch
¢ Erhalt und Entwicklung groRraumiger, stérungsarmer Brut- und Nahrungshabitate,

e Erhalt und Entwicklung von Nahrungshabitaten in der Nahe der Bruthabitate in
ausreichendem Umfang,

e Erhalt und Entwicklung von Vernetzungsstrukturen (beispielsweise Gewdassern)

2
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6.

7.

8.
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zwischen Brut- und Nahrungshabitaten,
e Schutz und Entwicklung von Nahrungsgewassern.
e Schutz von Brutvorkommen

e Schutz von Brutplatzen vor Stérungen (Horstschutz, Ruhezonen im weiten Umfeld
um die Horstbaumen),

(4) Besonderer Schutzzweck als Teil des européaischen Vogelschutzgebietes V 44
.Hildesheimer Wald" ist die Erhaltung und Wiederherstellung eines glnstigen
Erhaltungszustandes der Populationen der weiteren im Gebiet vorkommenden und als
malfigeblich eingestuften Brutvogelarten, insbesondere Schwarzspecht,
Zwergschnapper, Rotmilan, Grauspecht (jeweils Anhang | europaische
Vogelschutzrichtlinie) und Waldschnepfe (Anhang Il europaische Vogelschutzrichtlinie)
als malfigebliche Bestandteile des Vogelschutzgebietes durch die Erhaltung und
Forderung ihrer Bestande und ihrer Lebensstatten.

8 3 (3) wird durch die zuvor eingefigten Erganzungen zu (5)

§ 4 wird wie folgt um Absatz 4 erganzt:

(4) In der Teilflache des LSG, die innerhalb des Vogelschutzgebietes V44
,Hildesheimer Wald" liegen, werden Uber die Handlungen des Absatzes 1 hinaus
folgende Handlungen untersagt:

1. das LSG zwischen dem 1. Méarz und dem 31. August aul3erhalb der Wege im Sinne
des § 25 Abs. 1 NWaldLG und gekennzeichneter Wanderwege zu betreten oder
auf sonstige Weise aufzusuchen,

2. das LSG auRRerhalb der Fahrwege (gemafR3 825 Abs. 2 NWaldLG) und
ausgewiesener offizieller Radwege mit Fahrradern zu befahren,

3. die nicht dem offentlichen Verkehr gewidmeten Stralen, Wege und Platze mit
Kraftfahrzeugen zu befahren,

8 5 Absatz 1 wird wie folgt um Nr. 7 ergénzt:

7.im Bereich des Vogelschutzgebietes die Durchfiihrung organisierter Veranstaltungen
im Zeitraum vom 01. Marz bis 31. August, bei denen mit mehr als 20 Teilnehmenden zu
rechnen ist oder bei denen Veranstaltungstechnik oder —mobiliar eingesetzt.

§ 6 Absatz 1 wird wie folgt um eine neue Nr. 1 erganzt:
a. 1. das Betreten und Befahren des Gebietes aul3erhalb der gemalR § 6 (2) Nr. 6
festgesetzten Horstschutzzonen

a) durch die Eigentimer und Nutzungsberechtigten sowie deren Beauftragte
zur rechtmafligen Nutzung oder Bewirtschaftung der Grundstuicke,

b) durch Bedienstete der Naturschutzbehdrden oder deren Beauftragte zur
Erflllung dienstlicher Aufgaben;

c) durch Bedienstete anderer Behorden und offentlicher Stellen sowie deren
Beauftragte zur Erfullung der dienstlichen Aufgaben dieser Behoérden,
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d) zur Durchfihrung von MaBhahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung
sowie Untersuchung und Kontrolle des Gebietes im Auftrag oder auf
Anordnung der Naturschutzbehdrde oder mit deren Zustimmung,

e) zur wissenschaftlichen Forschung und Lehre sowie Information und Bildung
mit Zustimmung der Naturschutzbehérde; Veranstaltungen zur Erfullung des
gesetzlichen Bildungsauftrages der Niederséchsischen Landesforsten
bedurfen keiner Zustimmung der Naturschutzbehorde

Nr. 1. wird durch die Erganzung zu 2, Nr. 2 zu 3und Nr. 3 zu 4
Nr. 4 wird zu 5 und wird wie folgt erganzt

¢ ohne die Jagd auf die Waldschnepfe und die Jagd mit Totschlagfallen,

d ohne die Jagd vom 01.03. bis 31.08. im Umkreis von 300 m um genutzte Horste
oder einem mit der UNB abgestimmten Bereich,

Nr. 5 ¢ wird durch die Ergédnzung zu Nr. 5 e)
Ab Nr. 6 bis Nr. 21 verschiebt sich die Nummerierung durch die Ergdnzung um eine
Stelle nach oben

9. 86 Absatz 2 wird wie folgt gedndert

a.

Qo

Nr. 2 wird wie folgt geandert

.Karte mit einer Schraffur von links oben nach rechts unten“ wird gestrichen und Nr.
2 wird wie folgt formuliert:

zusatzlich zur Ziffer 1 auf den in der maligeblichen Karte gekennzeichneten
Waldflachen gem. Nr. 3 und 5 (Flachen mit den wertbestimmenden
Lebensraumtypen 91E0 und 9130, sowie Fortpflanzungs- und Ruhestétten der
wertbestimmenden bzw. mal3geblichen Spechtarten), soweit:

nach Buchstabe i) wird Nr. 3 neu eingeflgt:

i. zusatzlich zur Ziffer 1+2 auf den in der maf3geblichen Karte mit einer Schraffur
von links oben nach rechts unten gekennzeichneten Waldflachen (Flachen mit
den wertbestimmenden Lebensraumtypen 91EO0O wund 9130 im
Gesamterhaltungszustand ,B“, die gleichzeitig Fortpflanzungs- und
Ruhestatten der wertbestimmenden bzw. malgeblichen Spechtarten sein
kénnen), soweit:

ii. aus den Buchstaben j) bis 0) der Nr. 2 werden nun a) bis f) der neuen Nr. 3

Nr. 3 wird zu Nr. 4 und wie folgt gedndert: In Satz 1 wird 1-2 in 1-3 geéandert.

Nr. 4 wird wie folgt umformuliert:

auf den in der malR3geblichen Karte mit einer Schraffur von links unten nach rechts
oben gekennzeichneten Waldflachen ,Kernflache" (= u.a. Flache mit natdrlicher
Waldentwicklung sowie LRT 7220) nur mit Zustimmung gem. Abs. 3 der zusténdigen
Naturschutzbehdrde. Die Zustimmung kann im Rahmen der Zustimmung zum
Bewirtschaftungsplan  erfolgen. Freigestellt sind MafBnahmen in den
Fichtenbestanden zur Férderung lebensraumtypischer Laubholzbestande.

Nr. 5 wird wie folgt neu eingeflgt:
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5. zusatzlich zur Ziffer 1+2 auf den in der maf3geblichen Karte rautiert
gekennzeichneten Waldflachen (Fortpflanzungs- und Ruhestatten der
wertbestimmenden bzw. mal3geblichen Spechtarten), soweit beim
Holzeinschlag und bei der Pflege:

a) ein Altholzanteil von mindestens 20 % der Waldflachen der jeweiligen
Eigentiimerin oder des jeweiligen Eigentimers erhalten wird,

b) je vollem Hektar der Waldflache mit Fortpflanzungs- und Ruhestétten
mindestens drei lebende Altholzbdume dauerhaft als Habitatbaume
markiert und bis zum natlrlichen Zerfall belassen werden;
artenschutzrechtliche Regelungen zum Schutz von Horst- und
Hbhlenbaumen bleiben unberihrt;

f. Nr. 6 wird wie folgt neu eingeflgt:

6. im Vogelschutzgebiet zum Schutz von Bruten der Vogelarten Wespenbussard,
Schwarzstorch sowie Rotmilan in der Zeit vom 01.03. bis 31.8. im Umkreis von
300 m um genutzte, bekannte Horste oder in Abstimmung mit der UNB keine
forstlichen MalRnahmen, Bauarbeiten, Holzriicken sowie Holzlagerung
durchgefihrt werden.

g. Nr. 7 wird wie folgt neu eingefiigt:

7. Sollten aufgrund von Kalamitaten MalRnahmen zum Schutz des verbleibenden
Bestandes erforderlich sein, die Uber die Freistellung der ordnungsgemaien
Forstwirtschaft hinausgehen, so bedirfen diese der Zustimmung der Unteren
Naturschutzbehorde.

10. 8§ 8 Absatz 1 wird um
3. MalRnahmen zur Besucherlenkung

erganzt
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Artikel 2
Anderung der maRgeblichen Karte zur Verordnung uber das
Landschaftsschutzgebiet ,Beuster und Kalte Beuster”

Die maf3gebliche Karte zur Verordnung Uber das Landschaftsschutzgebiet ,Beuster und Kalte
Beuster* wird wie folgt geandert:

Folgende Darstellungen in der Verordnungskarte werden durch die Anderungsverordnung
angepasst (in Rot in der Karte dargestellt):

o Darstellung des Vogelschutzgebietes im Bereich des LSG

e Darstellung der befahrungsempfindlichen Standorte

e Veranderte Ausdehnung des Waldes nach § 6 Abs. 2 Nr. 4 der Verordnung durch
veranderte Ausdehnung der Flachen mit natirlicher Waldentwicklung

o Waldflachen mit dem ,neuen”“ Lebensraumtyp 9130 im Gesamterhaltungszustand B:
Hier wird die Darstellung der Waldflachen gem. 8§ 6 Abs. 2 Nr. 3 ergénzt (erweitert)

o Waldflachen mit Fortpflanzungs- und Ruhestétten der wertbestimmenden bzw.
mafgeblichen Spechtarten (s.u.), die nicht gleichzeitig Lebensraumtypen darstellen
gem. 86 Abs. 2 Nr. 5

e Anderung der Verweise auf den Fundort in der Verordnung

Die geanderte maRgebliche Karte ist Bestandteil der Anderungsverordnung.

Die Karte liegt in den Verwaltungen der Gemeinden Diekholzen und Sibbesse, der Stadt Bad
Salzdetfurth sowie des Landkreises Hildesheim (Naturschutzbehdérde) aus und kann wahrend
der Dienstzeiten von jedem kostenlos eingesehen werden.

Artikel 3
Inkrafttreten
Diese Verordnung wird im Amtsblatt fir den Landkreis Hildesheim verkiindet und tritt am Tage
nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
Hildesheim, den 20.12.2023

Landkreis Hildesheim
als Naturschutzbehoérde

Der Landrat
gez. Lynack
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	-
	08.12.2023
	795
	2. Satzung zur Änderung der Satzung der Gemeinde Algermissen über die Gewährung von Aufwandsentschädigungen, Auslagenersatz und Verdienstausfall (Entschädigungssatzung)
	-
	11.12.2023
	796
	2. Satzung zur Änderung der Satzung der Gemeinde Algermissen über die Entschädigung von Mitgliedern der Freiwilligen Feuerwehr
	-
	11.12.2023
	797
	Friedhofsordnung (FO) für die Betriebsgemeinschaft der Friedhöfe in Bültum, Hary, Ilde, Nette, Störy und Upstedt der Ev.luth. Trinitatiskirchengemeinde Im Ambergau
	-
	13.12.2023
	815
	Friedhofsgebührenordnung (FGO) für die Betriebsgemeinschaft der Friedhöfe in Bültüm, Hary, Ilde, Nette, Störy und Upstedt der Ev.-luth. Trinitatiskirchengemeinde Im Ambergau
	-
	13.12.2023
	819
	Bekanntmachung der Stadt Bad Salzdetfurth über das Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 4 „Hinter der Molkerei“, 4. Änderung, OT Groß Düngen 
	-
	13.12.2023
	821
	Bekanntmachung der Stadt Bad Salzdetfurth über das Inkrafttreten des Bebaungsplanes Nr. 79 „Erneuerbare Energien Bünte“, OT Wesseln
	-
	13.12.2023
	823
	Bekanntmachung des Beschlusses über die Jahresabschluss 2018 und die Entlastung des Bürgermeisters sowie über die Auslegung des Jahresabschlusses 2018; Stadt Bad Salzdetfurth 
	-
	13.12.2023
	824
	Bekanntmachung des Beschlusses über die Jahresabschluss 2019 und die Entlastung des Bürgermeisters sowie über die Auslegung des Jahresabschlusses 2019; Stadt Bad Salzdetfurth
	-
	13.12.2023
	825
	Bekanntmachung für Staatangehörige der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union (UnionsbürgerInnen) zur Wahl zum Europäischen Parlament in der Bundesrepublik Deutschland
	-
	14.12.2023
	826
	Bekanntmachung des Amtes für regionales Landesentwicklung Leine-Weser: Feststellung der Wertermittlungsergebnisse in der Flurbereinigung Barfelde-Wald
	-
	14.12.2023
	827
	Satzung über die Erhebung eines Gästebeitrages in der Stadt Bad Salzdetfurth (Gästebeitragssatzung)
	-
	14.12.2023
	833
	Vierte Nachtragssatzung zur Gebührensatzung für die Straßenreinigung der Straßen der Stadt Alfeld (Leine) – Straßenreinigungsgebührensatzung – vom 11.12.2019
	-
	15.12.2023
	834
	Vierzehnte Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung der Abgaben für die Abwasserbeseitigung der Stadt Alfeld (Leine) – Abwasserbeseitigungsabgabensatzung – vom 22.12.2018
	-
	15.12.2023
	835
	Sechste Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Alfeld (Leine) über die Erhebung von Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis (Verwaltungskostensatzung) vom 18. Juni 1992
	-
	15.12.2023
	836
	Zweite Änderungssatzung zur Vergnügungssteuersatzung der Stadt Alfeld (Leine) vom 17.12.2015
	-
	15.12.2023
	837
	Erste Änderungssatzung zur Friedhofsgebührensatzung vom 16.12.2021; Stadt Alfeld (Leine)
	-
	15.12.2023
	839
	Hauptsatzung der Stadt Alfeld (Leine)
	-
	15.12.2023
	847
	Öffentliche Zustellung des Landkreises Hildesheim an Herrn Levani Tchitchinadze, zuletzt ansässig: Im Winkel 6, 31162 Bad Salzdetfurth
	-
	16.12.2023
	848
	Öffentliche Zustellung des Landkreises Hildesheim an Herrn Ayman Bouynazar, zuletzt ansässig: Hauptstr. 39, 31084 Freden
	-
	18.12.2023
	849
	Öffentliche Zustellung des Landkreises Hildesheim an Herrn Sultan Shah Sherzed, zuletzt ansässig: Hauptstr. 62, 31171 Nordstemmen
	-
	18.12.2023
	850
	Öffentliche Zustellung des Landkreises Hildesheim an Herrn Halidou Nonni, zuletzt ansässig: Hauptstr. 39, 31084 Freden
	-
	18.12.2023
	851
	Öffentliche Zustellung des Landkreises Hildesheim an Herrn Abodo Mohammed, zuletzt ansässig: Hauptstr. 39, 31084 Freden
	-
	18.12.2023
	852
	1. Satzung zur Änderung der Satzung über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze in der Stadt Hildesheim
	-
	19.12.2023
	856
	1. Verordnung zur Änderung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Beuster und Kalte Beuster“ in den Gemeinden Diekholzen und Sibbesse und der Stadt Bad Salzdetfurth, Landkreis Hildesheim LSG HI 072 vom 17.12.2018
	-
	20.12.2023
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